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– Wortbeiträge 
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der Landesregierung 
Vorlage 18/4193 
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20 Auseinandersetzungen bei einer „Anti-Kriegs-Demo“ in Köln (Bericht 
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* * * 
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1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der Fraktion 

der SPD [siehe Anlage 1]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Die Fraktion der SPD hat eine Aktuelle Viertelstunde zu 
dem Thema „Strafrechtliche Ermittlungen gegen Polizeibeamte aus Düsseldorf“ bean-
tragt. Der Antrag ist form- und fristgerecht gemäß § 60 unserer Geschäftsordnung ein-
gegangen. 

Ich weise auf die umfangreiche Tagesordnung hin – wir treffen uns jetzt zum ersten 
Mal nach der Sommerpause –; außerdem gibt es drei Aktuelle Viertelstunden. Ich er-
teile dem Minister das Wort, und danach haben wir für jede Aktuelle Viertelstunde 
15 Minuten Zeit, um in die Beratungen zu gehen.  

Minister Herbert Reul (IM): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich versu-
che, es schnell zu machen. Sie haben aus der Presse entnommen, dass die Polizei 
Duisburg aktuell ein Ermittlungsverfahren gegen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Polizeipräsidiums Düsseldorf führt, genauer gesagt gegen Beamtinnen und Beamte 
des Einsatztrupps PRIOS. „PRIOS“ steht für „Präsenz und Intervention an offenen 
Szenen und Brennpunkten“. Was kann man sich darunter vorstellen? Diese Polizisten 
arbeiten in Uniform und werden an Kriminalitätsbrennpunkten wie dem Hauptbahnhof 
eingesetzt. Sie sollen durch Präsenz und Kontrollen Kriminalität an diesen Orten be-
kämpfen und im besten Fall verhindern.  

Genau diesen Polizistinnen und Polizisten, die das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung 
eigentlich stärken sollen, wird unter anderem vorgeworfen, Bargeld von Tatverdächti-
gen unrechtmäßig einbehalten und vorläufige Festnahmen ohne ausreichende 
Rechtsgrundlage vorgenommen zu haben. Das sind gravierende Vorwürfe. Das haut 
mich um. Klar ist: Wir werden diesen Vorwürfen mit aller Konsequenz nachgehen. Das 
wird alles geklärt. Ich will an dieser Stelle aber auch feststellen – das ist logisch bzw. 
zwingend –: Solang die laufenden Verfahren nicht abgeschlossen sind, gilt auch in 
diesen Fällen die Unschuldsvermutung.  

Ich kann Ihnen in diesem Fall nicht so viele Details vortragen – das ist logisch, weil die 
Staatsanwaltschaft ermittelt und berechtigt ist, das vorzutragen –, aber einiges schon.  

Die Ermittlungen zu den Vorwürfen werden aus Neutralitätsgründen natürlich nicht 
durch das Polizeipräsidium Düsseldorf, sondern durch Duisburg durchgeführt. Wir ha-
ben das in der Verordnung zu Kriminalhauptstellen neu geregelt. Aktuell arbeiten vier 
Ermittlerinnen und Ermittler an der Aufklärung. 

Unabhängig von strafrechtlichen Ermittlungen hat das Polizeipräsidium Düsseldorf 
schon eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich mit den internen Abläufen im Einsatz-
trupp PRIOS beschäftigt. Es geht darum, so schnell wie möglich herauszufinden, was 
hier schiefgelaufen sein könnte. Was stimmte in der Gruppe, in der Zusammensetzung 
des Personals, bei den Prozessen nicht? 

Außerdem wird gegen alle betroffenen Beamtinnen und Beamten ein Disziplinarver-
fahren eingeleitet. Das wird wie immer, wenn ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren 
läuft, vorläufig ausgesetzt. In insgesamt sechs Fällen wurde aber bereits ein Verbot 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 8 - APr 18/977 

Innenausschuss 11.09.2025 
57. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
zur Führung der Dienstgeschäfte ausgesprochen. Drei Disziplinarverfahren wurden 
bereits eingeleitet, acht weitere sind zurzeit in der Vorbereitung. Außerdem werden 
sechs beteiligte Polizeikommissare, deren Probezeit am 01.09.2025 geendet hätte, 
zumindest vorerst nicht auf Lebenszeit verbeamtet. Bei zwei weiteren Beteiligten, die 
ebenfalls noch in der Probezeit sind, ist ebenso eine Verlängerung der Probezeit be-
absichtigt. Das sind allerdings nur die ersten Maßnahmen. Wir müssen jetzt abwar-
ten – Sie wissen, dass mir das wirklich nicht leichtfällt –, bis die Ermittlungen abge-
schlossen sind.  

Was diesen Menschen vorgeworfen wird, geht überhaupt nicht. Das hat mit den Wer-
ten und dem Selbstverständnis der nordrhein-westfälischen Polizei nichts zu tun. Und 
jeder, der die Polizei ein bisschen kennt, weiß, dass das für alle anderen Polizistinnen 
und Polizisten eine große Belastung ist. Denn die wissen genau, dass solche Vorwürfe 
am Ansehen und an der Glaubwürdigkeit der gesamten Polizei nagen. Deshalb gehen 
wir auch in diesem Fall konsequent gegen jedes Fehlverhalten vor. Das sind wir den 
vielen Tausenden Polizistinnen und Polizisten schuldig. Ich bin genauso ungeduldig 
wie Sie, aber jetzt müssen wir die Arbeit der Ermittlerinnen und Ermittler abwarten. 
Dann werden wir sachlich und konsequent unsere Schlüsse ziehen.  

Das muss ich eigentlich nicht sagen, aber ich weiß bzw. ich bin davon überzeugt, dass 
die überwältigende Mehrheit der 50.000 Beschäftigten in der Polizei NRW gesetzes-
treu, verantwortungsbewusst und mit vollem Einsatz handelt. Sie steht jeden Tag auf 
der richtigen Seite: auf der Seite des Rechts, der Demokratie und des Schutzes. Umso 
bedeutsamer ist es, dass wir hier eine klare Aufklärung hinkriegen.  

Wenn Sie wollen, kann der Vertreter der Justiz vielleicht noch etwas zu den Ermittlun-
gen sagen. Ich kann nicht mehr sagen, als dass die Tatbestände klar sind und jetzt 
systematisch nachverfolgt werden.  

OStA Holger Heming (JM): Frau Ausschussvorsitzende! Herr Minister! Sehr geehrte 
Abgeordnete! Ich kann im öffentlichen Teil dieser Ausschusssitzung aus Sicht der Jus-
tiz Folgendes beitragen.  

Die Leitende Oberstaatsanwältin in Düsseldorf hat dem Ministerium der Justiz unter 
dem 09.09.2025 zu der Themenanmeldung unter anderem wie folgt berichtet.  

Erstens. Am Morgen des 08.08.2025 gegen 04:40 Uhr wurde die diensthabende Be-
reitschaftsstaatsanwältin durch das Polizeipräsidium Duisburg fernmündlich mit Hin-
weisen auf mögliche Straftaten durch Polizeibeamte des Polizeipräsidiums Düsseldorf 
konfrontiert. Demnach habe ein albanischer Staatsangehöriger im Rahmen seiner vor-
läufigen Festnahme wegen unerlaubten Aufenthalts angegeben, aufgrund der Nicht-
angabe seines Wohnsitzes mit einer Sicherheitsleistung von 120 Euro belegt worden 
zu sein. Von den bei seiner Einlieferung in die Polizeiwache mitgeführten 150 Euro 
Bargeld habe sich bei Rückgabe seiner Geldbörse jedoch nur noch ein geringer Be-
stand an Münzgeld in dieser befunden. Die vorläufige Festnahme des albanischen 
Staatsangehörigen sei zudem mit seiner Mittellosigkeit begründet worden, ohne dass 
in dem wegen des Vorwurfs des unerlaubten Aufenthalts angelegten Vorgangs ein 
Hinweis auf die zuvor erhobene Sicherheitsleistung erfolgt sei.  
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Ergänzend wurde vorgetragen, dass der Dienststellenleiter am Abend des 07.08.2025 
überdies eine Vorgangsrecherche durchgeführt und in weiteren Ausländerhaftsachen 
Unstimmigkeiten festgestellt habe. Seinen Angaben zufolge seien ihm auch bereits in 
der Vergangenheit Aussagen aufgefallen, die im Kontext dieser Vorfälle auf eine 
Zweckentfremdung von erhobenen Sicherheitsleistungen hindeuten würden. So sei 
ihm etwa die Aussage – jetzt folgt ein Zitat –: „Der Albo“ – gemeint sei ein Albaner – 
„gibt einen aus“ – Zitat beendet – erinnerlich. Bei seinen Vorgangsrecherchen sei ihm 
zudem aufgefallen, dass es zu einer Mehrzahl von Strafanzeigen wegen illegalen Auf-
enthalts in Verbindung mit einer Ordnungswidrigkeitenanzeige wegen falscher Na-
mensangabe gekommen sei.  

Ein junger Polizeikommissar, gegenüber dem er den Verdacht geäußert habe, dass 
erhobene Sicherheitsleistungen augenscheinlich zu privaten Zwecken verwendet wür-
den, habe auffallend ängstlich und eingeschüchtert reagiert. Generell sei dem Dienst-
stellenleiter aufgefallen, dass mehrere junge Kollegen im Umfeld eines bestimmten 
Teamleiters erheblich eingeschüchtert und verunsichert wirkten. Es folgt wiederum ein 
Zitat: „Irgendwo aufgeschnappt“ – Zitat beendet – habe er schließlich die Information, 
dass es eine WhatsApp-Gruppe um diesen Teamleiter gebe, in der vermeintliche Er-
rungenschaften geteilt würden.  

Auf dieser Erkenntnisgrundlage ordnete die hiesige Bereitschaftsstaatsanwältin we-
gen des Anfangsverdachts des Diebstahls mit Waffen und der Freiheitsberaubung 
fernmündlich die Durchsuchung der vier zu diesem Zeitpunkt als verdächtig benannten 
Polizeibeamten zwecks Sicherstellung ihrer Mobiltelefone an und fertigte einen ent-
sprechenden Aktenvermerk. Im Rahmen der taggleich vollstreckten Durchsuchungs-
maßnahmen wurden in dem Waffenschließfach des genannten Teamleiters über 50 
Druckverschlusstüten mit Marihuana im Gesamtgewicht von 45,78 g und einem er-
rechneten Wirkstoffgehalt von 9,38 g Tetrahydrocannabinol aufgefunden und polizeili-
cherseits ein weiteres Verfahren gegen ihn wegen des Verdachts des unerlaubten Be-
sitzes von Betäubungsmitteln nicht geringer Menge eingeleitet.  

Zweitens. Darüber hinaus wurde polizeilicherseits von Amts wegen Strafanzeige ge-
gen fünf weitere Polizisten und eine Polizistin wegen Strafvereitelung im Amt erstattet, 
da diese das Verhalten der beteiligten Einsatzkräfte trotz Kenntnis nicht gemeldet ha-
ben sollen.  

Drittens. Die Akten befinden sich gegenwärtig noch bis zum Abschluss der andauern-
den Ermittlungen bei der Polizei in Duisburg. Nach Eingang bei der Staatsanwaltschaft 
Düsseldorf werden die Vorwürfe im Hinblick auf sämtliche in Betracht kommende Straf-
taten geprüft und ausgewertet werden. Von einer Anforderung der Akten ist zur Ver-
meidung von Verzögerungen bei der polizeilichen Auswertung der sichergestellten Be-
weismittel und der Durchführung weiterer Ermittlungsmaßnahmen abgesehen worden.  

Die Generalstaatsanwältin Düsseldorf hat in ihrem Randbericht vom 09.09.2025 mit-
geteilt, gegen die Sachbehandlung der Leitenden Oberstaatsanwältin keine Bedenken 
zu haben.  
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Christina Kampmann (SPD): Herr Minister, Sie haben es schon gesagt: Die Vorwürfe 
wiegen natürlich schwer, weil die Polizei für Sicherheit sorgen und nicht selbst kriminell 
sein soll. Deshalb ist es gut, zu hören, dass die entsprechenden Verfahren schon lau-
fen, und wir verstehen natürlich auch, dass Sie während der Verfahren nicht viel dazu 
sagen können.  

Sie haben einige Fragen schon beantwortet; die Zeit ist gleich auch schon abgelaufen. 
Deshalb haben wir vor allem noch eine Frage. Der Presse war zu entnehmen, dass 
die Vorfälle dem Innenministerium bereits Anfang August bekannt gewesen sein sol-
len, Sie diese aber nicht öffentlich gemacht haben. Die Frage lautet, ob das korrekt ist, 
und warum das erst einmal unter Verschluss gehalten wurde.  

Dr. Christos Katzidis (CDU): Ich habe nur eine kurze Verständnisfrage. Wenn ich 
den Ausführungen des Vertreters des Justizministeriums gerade richtig zugehört habe, 
ist der Vorgang durch einen Dienstgruppenleiter der Wache entdeckt oder aufgedeckt 
worden. Habe ich das so richtig verstanden?  

Minister Herbert Reul (IM): Ich versuche, es zu beantworten. Ich höre gerade: Am 
08.08. war es bei uns im Haus bekannt. Das ist das Datum. Ich kann nicht abschlie-
ßend beantworten, warum es eine Zeit lang gedauert hat, bis es veröffentlicht wurde. 
Das hängt wahrscheinlich auch mit stattfindenden Abläufen zusammen, um zu ermit-
teln. Das ist jetzt von mir nicht abschließend zu beantworten.  

OStA Holger Heming (JM): Einleitend des Berichts der Leitenden Oberstaatsanwältin 
ist die Bereitschaftsstaatsanwältin durch das Polizeipräsidium Duisburg fernmündlich 
mit diesen Vorwürfen konfrontiert worden. Sodann ist näher ausgeführt, dass ergän-
zend vorgetragen worden sei, dass der Dienststellenleiter überdies eine Vorgangs-
recherche durchgeführt habe.  

Wer konkret sich bei der Bereitschaftsstaatsanwältin gemeldet hat, ergibt sich aus der 
Berichtslage insoweit nicht und entzieht sich derzeit meiner Kenntnis. Das könnte si-
cherlich nachgefragt werden, falls es von Interesse ist.  

(Dr. Christos Katzidis [CDU]: Alles gut! Danke!) 

Christina Kampmann (SPD): Herr Reul, ich habe noch eine Nachfrage: Wann ist die-
ser Vorfall bzw. wann sind diese Vorfälle Ihnen konkret bekannt geworden?  

Minister Herbert Reul (IM): Da kann ich mich jetzt nicht genau festlegen; das weiß 
ich nicht mehr. Das muss ich checken. Ich kann Ihnen nicht sagen, an welchem Tag 
ich was erfahren habe. Das weiß ich wirklich nicht; damit überfragen Sie mich jetzt. Da 
muss ich jetzt rekapitulieren, ob wir irgendeine Sitzung gehabt haben, und wann es in 
einer Sitzung gesagt worden sein könnte.  

(Christina Kampmann [SPD]: Es gab ja vielleicht auch eine WE-Meldung 
dazu!) 
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– Passen Sie mal auf: Ich kenne dieses Spiel. 

(Heiterkeit von der CDU) 

Wenn ich das nicht ganz genau weiß, sage ich es Ihnen nicht. Und ich weiß es nicht 
genau. Sie kriegen es von mir nachgeliefert.  

Ich höre gerade, es habe keine WE-Meldung gegeben. Aber auch das prüfe ich jetzt 
noch, ehe ich es amtlich mitteile.  

Vorsitzende Angela Erwin: Wir sind am Ende der ersten Aktuellen Viertelstunde an-
gekommen.  
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2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der Fraktion 

der SPD [siehe Anlage 1]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Die Fraktion der SPD hat eine Aktuelle Viertelstunde zu 
dem Thema „Messerangriff auf eine Lehrerin an einem Berufskolleg in Essen“ bean-
tragt. Der Antrag ist form- und fristgerecht gemäß § 60 unserer Geschäftsordnung ein-
gegangen.  

Hinsichtlich der Zeit gelten die gleichen Modalitäten wie bei der ersten Aktuellen Vier-
telstunde.  

Minister Herbert Reul (IM): Das Wichtigste vorneweg: Die schwerverletzte Lehrerin 
ist mittlerweile außer Lebensgefahr. Hoffentlich wird ihr Gesundheitszustand zuneh-
mend besser.  

Zum Vorfall selbst. Am vergangenen Freitag, 09:27 Uhr, gingen bei der Polizei in Es-
sen mehrere Notrufe ein. Eine Lehrerin am Berufskolleg im Bildungspark sei durch 
einen Schüler mit einem Messer schwer verletzt worden. In der Schule seien möglich-
erweise sogar Schüsse gefallen. Der Täter sei bekannt und nach dem Angriff geflüch-
tet; sein Aufenthaltsort sei unbekannt.  

Durch das Sekretariat der Schule wurde dann Amokalarm ausgelöst. Der erste Strei-
fenwagen der Kreispolizeibörde Essen war schon fünf Minuten später, also um 
09:32 Uhr, vor Ort. Das Ganze wurde durch die Polizei logischerweise zunächst als 
Amoktat eingestuft. Durch diese Einstufung greifen automatisch und sofort umfangrei-
che Mechanismen: Einrichtung einer sogenannten Besonderen Aufbauorganisation, 
Führung der Einsatzlage durch einen besonders qualifizierten Polizeiführer des höhe-
ren Dienstes mit Unterstützung eines Führungsstabes, Alarmierung aller für einen sol-
chen Fall vorgesehenen Polizistinnen und Polizisten, also unter anderem Spezialein-
heiten und Bereitschaftspolizei, Absperrung des Tatortes, Information der Öffentlich-
keit, also das ganz große Besteck.  

Sofort wurden das Schulgebäude und die Nachbarschaft durchsucht. In einem Park in 
der Nähe fand man dann den mutmaßlichen Täter. Dieser zog ein Messer, worauf die 
Spezialeinheiten die Schusswaffe einsetzten und ihn anschließend festnehmen konn-
ten. Das war kurz nach 11:00 Uhr. Der Schusswaffengebrauch erfolgte um 11:13 Uhr, 
also knapp zwei Stunden, nachdem die ersten Notrufe eingegangen waren. Der mut-
maßliche Täter wurde dabei lebensgefährlich verletzt. Inzwischen ist auch dessen Ge-
sundheitszustand stabil.  

Die schwer verletzte Lehrerin wurde zunächst vor Ort durch Schülerinnen und Schüler 
erstversorgt und dann in einem Krankenhaus notoperiert. Ich möchte an der Stelle 
einschieben, dass ich den Schülerinnen und Schülern, die Erste Hilfe geleistet haben, 
sehr herzlich danke. Das war eine nicht ganz unwichtige, tolle Tat. Es ist nicht schlecht, 
wenn man weiß, was man in so einer Situation machen kann.  

(Beifall von Olaf Lehne [CDU] und Andreas Bialas [SPD]) 
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Neben den Kräften der Spezialeinheiten waren in der Spitze über 280 Polizistinnen 
und Polizisten im Einsatz: Wachdienst, Bereitschaftspolizei, Kriminalpolizistinnen, 
PSU-Team, Hubschrauber usw.  

Aufgrund der ersten Ermittlungsergebnisse wurde die Tat im weiteren Verlauf nicht mehr 
als Amoktat, sondern als versuchtes Tötungsdelikt bewertet. Hierfür wurde eine Mord-
kommission beim PP Essen eingerichtet. Diese Ermittlungen sind natürlich noch im 
vollen Gange; die Tat ist gerade eine Woche her. Ich kann aber schon jetzt auf Grund-
lage des Berichts des Justizministeriums von gestern sagen: Am Sonntag wurde dem 
Tatverdächtigen der Haftbefehl des Amtsgerichts Essen verkündet. Er ist jetzt in Unter-
suchungshaft und wird in einem Krankenhaus bewacht. Tatvorwurf: versuchter Totschlag.  

Die Hintergründe und das Motiv der Tat sind Gegenstand der derzeit laufenden Ermitt-
lungen. Ich kann Ihnen an dieser Stelle sagen, dass der Staatsschutz in die Mordkom-
mission eingebunden ist. Aus der ersten Auswertung der sichergestellten Datenträ-
ger – das ist jetzt ganz kurzfristig – lassen sich nämlich Hinweise auf eine religiös mo-
tivierte Tat erkennen. Es geht dabei um Videos, die der Tatverdächtige angefertigt hat. 
Ich kann jetzt keine Einzelheiten nennen; ich bitte um Verständnis. Wegen dieser Hin-
weise wurden auch die Zentralstelle Terrorismusverfolgung ZenTer und der General-
bundesanwalt durch die Staatsanwaltschaft Essen informiert. Der Generalbundesanwalt 
prüft derzeit, ob er das Verfahren übernimmt. Das ist bis jetzt noch nicht entschieden.  

Zur Person des Tatverdächtigen kann ich Ihnen mitteilen, dass er 17 Jahre alt ist und 
die kosovarische Staatsangehörigkeit besitzt. Polizeilich ist in der Vergangenheit we-
gen Bedrohung, Verstoßes gegen das Waffengesetz bzw. gefährlicher Körperverlet-
zung und Besitzes von Kinderpornografie aufgefallen.  

Dem Polizeilichen Staatsschutz war der Tatverdächtige im Vorfeld nicht bekannt. Im 
Rahmen von Verhaltensauffälligkeiten in der Schule wurde allerdings im Frühjahr 2023 
ein Beobachtungs- und Feststellungsbericht zu ihm in PeRiskoP angefertigt. Die Polizei 
Essen hat damals eine Fallkonferenz mit der damaligen Schule des Jugendlichen – 
das war nicht diese Schule, sondern die vorherige – und dem Jugendamt der Stadt 
Essen abgehalten und ihn danach als Person mit Risikopotenzial eingestuft. Das war 
zwischen dem 19. und dem 26. April. Nachdem er dann vier Monate polizeilich nicht 
mehr in Erscheinung getreten war und die Familie beim Jugendamt angebunden wer-
den konnte, wurde das Risiko einer zielgerichteten Gewalttat als unwahrscheinlich ein-
geschätzt. Er wurde daraufhin im August 2023 wieder ausgestuft.  

Das Landeskriminalamt wird diese Entscheidung des PP Essen nun noch mal über-
prüfen, weil wir nun mal sichergehen wollen. Dabei wird es zum einen um eine Ein- 
und Ausstufung des Mannes im Jahre 2023 gehen, aber auch um zwei weitere Vor-
fälle, nämlich um eine Bedrohung im Jahr 2024 und um eine wechselseitige gefährli-
che Körperverletzung im April 2025.  

Wie immer bei polizeilichem Schusswaffengebrauch wird auch die Schussabgabe der 
Spezialeinheiten überprüft. Die Ermittlungen werden aus Neutralitätsgründen durch 
das PP Dortmund geführt, mittlerweile mit einer erhöhten Einsatzstärke.  

Zum Abschluss komme ich zu einem weiteren Tatgeschehen, das ich benennen will. 
Man muss jetzt nur sorgfältig aufpassen, ehe man daraus Schlüsse zieht. Das versuchte 
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Tötungsdelikt gegen die Lehrerin war an diesem Morgen nicht die einzige Tat, die in 
Essen passiert ist. Im Essener Stadtkern ereignete sich ein weiteres versuchtes Tötungs-
delikt. Opfer war in diesem Fall ein Obdachloser. Die Polizei prüft jetzt, ob der 17-Jährige 
auch für diese Tat verantwortlich ist. Sie prüft; ich sage das ganz bewusst. Erste Er-
kenntnisse sprechen möglicherweise für eine Verbindung, aber in beiden Fällen müssen 
wir den Ermittlerinnen Zeit lassen.  

Das ist das, was ich jetzt vortragen kann und was Stand bisher ist. Ich weiß nicht, ob 
es noch weitere Informationen von der Justiz gibt, aber das sind unsere.  

OStA Holger Heming (JM): Über die Angaben des Herrn Minister hinaus könnte ich 
allenfalls den Tathergang, der in der Berichtslage geschildert ist, schildern. Ich denke, 
dass das den Abgeordneten wahrscheinlich geläufig ist, kann das aber gerne tun.  

Vorsitzende Angela Erwin: Ich glaube, darauf können wir verzichten? – Ich sehe 
keinen Widerspruch.  

Christina Kampmann (SPD): Herr Reul, vielen Dank für den Bericht. Darin waren 
doch noch einige neue Informationen, die man jetzt erst einmal ordnen muss.  

Erst einmal macht es uns natürlich betroffen, dass es wieder zu einem Messerangriff 
gekommen ist. Sie haben im August 2024, also vor gut einem Jahr, Ihren Zehnpunkte-
plan gegen Messergewalt vorgestellt, der, wenn ich mich richtig erinnere, auch einen 
Schwerpunkt im Bereich der Prävention in Bildungseinrichtungen hat. Deshalb ist es 
besonders bedauerlich, dass diese Tat in einem Berufskolleg stattgefunden hat. Kön-
nen Sie anhand dieses Falles deutlich machen, wie sich die Messergewalt insgesamt 
in Nordrhein-Westfalen entwickelt hat und was gerade auch in Bildungseinrichtungen 
getan wird, um Schüler*innen, aber auch Lehrer*innen entsprechend zu schützen? 

Zum Motiv war bisher nichts bekannt. Dazu haben Sie gerade noch etwas gesagt. Es 
wäre natürlich interessant, irgendwann zu erfahren, ob es sich möglicherweise erneut 
um einen islamistischen Hintergrund gehandelt hat. Aber wenn Sie sagen, dass der 
Generalbundesanwalt jetzt prüfe, ob er übernimmt, dann werden wir wahrscheinlich 
schon bald mehr wissen.  

Sie haben auch etwas dazu gesagt, ob der Tatverdächtige schon vorher strafrechtlich 
in Erscheinung getreten ist. Können Sie gleich noch genau sagen, welchen Behörden 
in Nordrhein-Westfalen er vorher bekannt war? Wenn ich es richtig verstanden habe, 
war er in PeRiskoP – das würde darauf hindeuten, dass er psychisch auffällig war –, 
wurde dann aber ausgestuft, weil davon ausgegangen wurde, dass er keine gezielte 
Gewalttat plant, was jetzt traurigerweise in einem zeitlich nachrangigen Zusammen-
hang leider doch passiert ist.  

Uns interessiert natürlich auch, ob es tatsächlich einen Zusammenhang mit der Tat an 
dem Obdachlosen gibt. Sie haben gerade gesagt, Sie könnten heute noch nichts dazu 
sagen, aber auch das ist ja eine neue Information. Das zeigt, dass dieser Fall doch 
sehr viel mehr Komponenten hat, als zuerst ersichtlich war.  
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Wir werden das aufmerksam verfolgen und würden uns freuen, entsprechend von Ihnen 
informiert zu bleiben.  

Minister Herbert Reul (IM): Ich fange mit dem Letzten an. Frau Kampmann, Sie kön-
nen sicher sein: Da wir fast täglich neue Informationen kriegen, halten wir Sie auf dem 
Laufenden. Dadurch gerät der Fall in einen ganz anderen Blick – das ist ja klar –, weil 
jeder dieser Vorgänge, die wir heute präsentiert haben, noch einmal eine andere Blick-
richtung haben. Sie werden hundertprozentig informiert.  

Zweite Anmerkung. Zu glauben oder zu vermuten, dass nie wieder Messerattentate 
stattfinden, weil eine Landesregierung oder ein Minister einen Plan haben, wie man 
Messergewalt reduzieren kann, ist blauäugig. 

(Christina Kampmann [SPD]: Habe ich ja nicht gesagt!) 

– Ich wollte Ihnen nur sagen: Ich habe nicht den Anspruch, zu sagen, dass es so etwas 
nie mehr geben wird, weil wir uns darum kümmern. Das glaube ich nicht. Wir können 
es nur reduzieren und hoffen, das Risiko geringer zu halten. Das nur als Grundsatz-
bemerkung.  

Zu einigen Details. Die Hinweise auf einen von Ihnen genannten islamistischen Hin-
tergrund – sagen wir mal vorsichtig – verdichten sich. Vorher gab es überhaupt keinen 
Ansatz, sondern es war offenkundig, oder es sah so aus, muss man ja heute sagen, 
dass es was mit der Lehrerin und dem Schüler zu tun hatte. Jetzt sieht das anders 
aus. Aber ich bin bei Ihnen: Warten wir es mal ab. Falls der Generalbundesanwalt 
übernimmt, hat es noch eine andere Dimension, als wenn er es nicht tut.  

Zu der zweiten Tat, die in Essen stattgefunden hat. Im Moment wissen wir es nicht. 
Aber wenn zu vergleichbaren Zeitpunkten zweimal Taten einem Messer in einer Stadt 
stattfinden und bei dem jungen Mann so ein Video auftaucht – wir gucken uns jetzt 
noch mehr an, was er auf dem Handy hat; das ist noch nicht alles ausgewertet –, kann 
man das nicht mehr ausschließen. Das muss man vorsichtigerweise sagen. Aber ich 
habe es eben gesagt: vorsichtig sein; man kann ja jemanden auch nichts in die Schuhe 
schieben, was dann möglicherweise überhaupt nicht stimmt, aber die Nachdenklich-
keit ist an der Stelle eindeutig erhöht.  

Bekannt sind nur die Taten aus Essen, die ich eben vorgetragen habe. Mehr wissen 
wir nicht.  

Markus Wagner (AfD): Mit stellt sich noch eine Frage. Der Täter ist also einschlägig 
polizeibekannt. Daher frage ich mich, ob Ihnen bekannt ist, ob gegen diesen Täter im 
Vorfeld der Tat aufenthaltsbeendende Maßnahmen eingeleitet worden sind.  

Minister Herbert Reul (IM): Das kann ich Ihnen nicht beantworten, weil ich nicht zu-
ständig bin und es nicht weiß. Das kann ich Ihnen nicht beantworten. Sie müssen die 
Frage an die zuständigen Behörden stellen. Ich weiß es nicht.  

Vorsitzende Angela Erwin: Dann beenden wir diese Aktuelle Viertelstunde.  
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3 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der Fraktion 

der SPD [siehe Anlage 2]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Die Fraktion der SPD hat eine Aktuelle Viertelstunde zu 
dem Thema „Unrechtmäßige Hausdurchsuchung bei einer 17-jährigen Jugendlichen 
aus Menden“ beantragt. Der Antrag ist form- und fristgerecht gemäß § 60 unserer Ge-
schäftsordnung eingegangen. 

Minister Herbert Reul (IM): Dazu gab es gestern schon eine sehr ausführliche Be-
richterstattung im Rechtsausschuss. Ich versuche, dass jetzt nicht alles zu wiederho-
len. Ein Vertreter der Justiz ist aber auch da, wie Sie wissen; notfalls kann also ergänzt 
werden.  

Vom 25. auf den 26. wurde unter anderem die Schützenhalle im Menden mit Graffiti 
besprüht. Aufgrund angeklebter Antifa-Sticker ergab sich der Verdacht auf einen links-
extremistischen Hintergrund, weshalb der Vorgang bei der Kriminalinspektion Polizei-
licher Staatsschutz des Polizeipräsidiums Hagen bearbeitet wurde.  

Das Verfahren wurde wegen Sachbeschädigung eingeleitet, da es in besagter Nacht 
zu mehreren Graffitis an rund 32 Objekten kam. Die Tat selbst hat niemand beobach-
tet. Allerdings wurden in der Nähe der Schützenhalle ein Mann und eine Frau im Alter 
zwischen 20 und 25 Jahren gesehen. Außerdem ging ein anonymer Brief bei dem 
Polizeipräsidium Hagen ein, in dem die beiden Beschuldigten genannt wurden. Die 
Ermittlungen der Kriminalinspektion Polizeilicher Staatsschutz richteten sich seitdem 
gegen eine Person, die, wie auch presseöffentlich geworden ist, bei den Jusos in Men-
den aktiv ist, sowie gegen einen weiteren Beschuldigten.  

Im weiteren Verlauf hat das Amtsgericht Arnsberg eine Hausdurchsuchung bei beiden 
Beschuldigten angeordnet. Bei beiden Beschuldigten wurde dann eine Hausdurchsu-
chung durchgeführt. Die Beschlüsse wurden am 1. April durch den Staatsschutz des 
Polizeipräsidiums Hagens vollstreckt.  

Die Hausdurchsuchungen fanden statt, waren aber, wie das Landgericht Arnsberg in-
zwischen festgestellt hat, zumindest mit Blick auf die Beschuldigte rechtswidrig. Damit 
ist auch alles, was bei einer Durchsuchung gefunden wurde und möglicherweise einen 
Tatverdacht erhärten würde, nicht verwertbar. Das heißt: Möglicherweise haben wir da 
Sachverhalte entdeckt, die wir aber nicht verwerten dürfen, weil die Rechtswidrigkeit 
festgestellt worden ist.  

(Andreas Bialas [SPD]: Was ist das denn? – Nadja Lüders [SPD]: Was 
soll das denn heißen?) 

Was die justizielle Ebene betrifft – das gehört in den Rechtsausschuss und wurde dar-
gestellt – will ich nur etwas sagen. Es geht zusätzlich noch um einen Kriminalhaupt-
kommissar, dem die Beschuldigte – ich zitiere den Bericht der Justiz –: Machtdemonst-
rationen und Ausforschung gegenüber dem politischen Gegner vorwirft. – Zitat Ende.  

Der besagte Kriminalhauptkommissar selbst war nach Entdeckung der Sachbeschä-
digung an der Schützenhalle als Vorstandsmitglied des Schützenvereins vor Ort. Er 
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arbeitet in einem Kriminalkommissariat in der Kreispolizeibehörde Märkischer Kreis. 
Er war und ist allerdings nicht offiziell mit Ermittlungen betraut. Trotzdem hat er einen 
Ermittlungsbericht im Zusammenhang mit dem Verfahren angefertigt. Darin heißt es, 
der Kassierer des Schützenvereins habe eine Zeugin genannt, die in der Nacht Be-
obachtungen gemacht habe. Auch nahm er, ebenfalls als Polizeibeamter, einen Straf-
antrag der CDU Menden entgegen.  

Warum der Mann aktiv wurde, können wir im Moment noch nicht sagen. Einen dienst-
lichen Auftrag hat es nach den gegenwärtigen Erkenntnissen nicht gegeben. Ich will 
aber klar sagen: Ein strafrechtlich relevantes Verhalten liegt hier nach Einschätzung 
der Justiz – das wurde gestern im Rechtsausschuss berichtet – nicht vor.  

Die KPB Märkischer Kreis prüft zurzeit, ob Dienstpflichtverletzungen vorliegen und die 
Einleitung eines Disziplinverfahrens bzw. Verwaltungsermittlungen erfolgen. Ich habe 
das LAFP als zuständige Landesoberbehörde beauftragt, den Fall eng zu begleiten.  

Ich will noch mal betonen, obwohl das klar ist: Polizistinnen und Polizisten sind selbst-
verständlich zur Neutralität und Unparteilichkeit verpflichtet. Das ist der Kern der Ver-
anstaltung. Genau deshalb schauen wir uns den Sachverhalt ganz genau an. Die Er-
mittlungen wegen des Graffitis gehen natürlich ebenfalls weiter, aber das sind unter-
schiedliche Baustellen. Wir schauen uns jetzt ganz genau an, wie das Verhalten war 
und ob das Konsequenzen haben muss. Das ist jetzt nicht abschließend zu bewerten.  

OStA Holger Heming (JM): Frau Vorsitzende! Herr Minister! Sehr geehrte Abgeord-
nete! Im Hinblick auf die gestrige Sitzung im Rechtsausschuss bitte ich um eine kurze 
Rückmeldung, ob ich die Berichtsinhalte auch hier einmal vollständig vortragen soll, 
soweit Sie Ihnen nicht bekannt sein sollten.  

Ich kann aber eines tatsächlich ergänzen. Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat dem 
Ministerium der Justiz am heutigen Tage, also am 11.09.2025, darüber berichtet, dass 
in dem Verfahren auch eine Funkzellenabfrage beantragt worden sei. Der Ermittlungs-
richter – es handelt sich um einen anderen als denjenigen, der die Durchsuchung und 
die Beschlagnahme angeordnet hat – habe dies jedoch abgelehnt. Er, also der Gene-
ralstaatsanwalt, werde die Prüfung anhand der Akte, die seiner Behörde nunmehr vor-
liege, fortsetzen und mit dem Leitenden Oberstaatsanwalt in Arnsberg auch den Um-
stand erörtern, dass die beantragte Funkzellenabfrage nicht Gegenstand seiner Be-
richterstattung gewesen sei.  

Ein entsprechender Nachbericht an die Mitglieder des Rechtsausschusses ist in Arbeit. 
Die Information war dem Ministerium der Justiz gestern noch unbekannt.  

Vorsitzende Angela Erwin: Ich glaube, auf die Ausführungen aus der gestrigen Rechts-
ausschusssitzung können wir hier verzichten. Ich bedanke mich aber, dass wir heute 
einen aktuellen Sachstand bekommen haben, der gestern noch nicht vorgelegen hat.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Ich habe eine Frage. Ich habe gestern die Leitung des Rechts-
ausschusses übernommen und durch die Sitzung geführt. Mich wundert, dass wir 
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gestern nicht darüber aufgeklärt wurden, dass es eine Anfrage einer Funkzellenabfrage 
gegeben hat. Wer wusste darüber gestern denn nicht Bescheid?  

(Gregor Golland [CDU]: Hat er doch gerade gesagt!) 

Christina Kampmann (SPD): Ganz herzlichen Dank für den Bericht. Für uns wiegen 
die Vorwürfe schwer, weil die Angelegenheit möglicherweise dazu dient, das Ver-
trauen der Menschen in den Rechtsstaat, aber auch in die Arbeit der Polizei merklich 
zu erschüttern. Die rechtswidrige Durchsuchung, aber auch das Verhalten des Polizis-
ten, der möglicherweise in privater Mission ermittelt hat, sind jeweils extrem fragwür-
dig. Wir haben es gestern schon gesagt: Insgesamt erinnert das an ein Stück aus dem 
Tollhaus. Deshalb haben wir heute auch noch einige Fragen, die wir an dieser Stelle 
stellen wollen.  

Sie haben es eben schon gesagt, Herr Minister: Der Polizist ist CDU-Funktionär in 
Menden und gleichzeitig Mitglied im Vorstand des Schützenvereins, dessen Vereins-
haus beschmiert wurde. Da drängt sich der Vorwurf der Befangenheit natürlich auf. 
Sie haben gerade noch einmal gesagt, wie wichtig die Neutralität der Polizei sei. Hier 
drängt sich einfach der Eindruck auf, dass es anders gewesen sein könnte. Gerade 
wenn E. – so nennen wir ihn mal – den Ermittlungsbericht trotzdem verfasst und auch 
unterschrieben hat, ergeben sich Fragen, die wir heute dringend klären sollten.  

Die erste lautet, seit wann das Innenministerium von dem Ermittlungsverfahren und 
den Durchsuchungsmaßnahmen wusste. Und unterstellen Sie mir nicht wieder eine 
Masche; es interessiert uns einfach auch da, ob es dazu eine entsprechende WE-
Meldung gab. 

Uns interessiert auch: Auch wenn der Polizist eine mögliche Befangenheit nicht selbst 
angegeben hat, müssen andere das in dieser Zeitspanne mitbekommen haben. Er hat 
eine Zeugin befragt. Er hat sogar den Versuch unternommen, die Tatverdächtige er-
kennungsdienstlich zu behandeln. Er hat den Ermittlungsbericht verfasst und unter-
schrieben. Haben alle anderen weggeschaut? Da müssen doch eigentlich alle Alarm-
glocken geläutet haben, wenn das mit der Neutralität so wäre, wie Sie das gerade hier 
dargelegt haben. In der Westfalenpost vom 9. September hat der Hagener Polizeispre-
cher angegeben, dass er eben nicht – das sagten Sie gerade auch – im Auftrag der 
Staatsschutzabteilung oder einer anderen Polizeidienststelle gehandelt habe. Wie 
kann es dann sein, dass die Ermittlungsergebnisse dieses Polizisten trotzdem in die 
Arbeit der Polizei eingeflossen sind? Das geht nicht zusammen, und darauf hätten wir 
gerne von Ihnen eine Antwort.  

Herr Reul, Sie haben gerade schon gesagt, dass im Moment dienstrechtlich geprüft 
werde, ob das Verhalten des Polizisten zu beanstanden ist. Der Justizminister hat ges-
tern sehr deutlich gesagt, dass vor Ort Fehler gemacht worden seien. Uns interessiert: 
Teilen Sie diese Überzeugung? Würden Sie das auch heute hier im Innenausschuss 
sagen?  

Die letzte Frage betrifft mögliche weitere Maßnahmen vonseiten der Polizei, die bean-
tragt wurden. Der Vertreter der Justiz hat gerade schon gesagt, dass eine Funkzellen-
abfrage beantragt worden sei. Das können wir nicht verstehen, weil ja bekannt ist, 
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dass der Katalog der Straftaten, bei denen das möglich ist, tatsächlich nur aus schwe-
ren Straftaten besteht und darunter keine Sachbeschädigung und keine Graffitis fallen. 
Da stellen sich dann vielleicht noch weitere Fragen. Wir würden uns freuen, wenn Sie 
gleich erst einmal unsere beantworten würden.  

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich glaube, wir haben das alle zur Kenntnis genommen, und für mich ist völlig 
unerklärlich, wie dieser Durchsuchungsbeschluss gegen die 17-Jährige zustande 
kommen konnte.  

Wir müssen uns vor Augen führen: Eine Hausdurchsuchung ist ein so großer Eingriff 
in die Privatsphäre, so ein grundrechtssensibler Eingriff, und wir sprechen hier über 
die Durchsuchung eines Kinderzimmers. Dieser Eingriff basiert – so habe ich es ges-
tern im Rechtsausschuss und auch jetzt verstanden – auf extrem vagen Zeugenaus-
sagen, die auch nicht so dokumentiert sind, wie sie dokumentiert sein sollten.  

Ich glaube, das große Problem ist – das nehme ich auch in der Debatte wahr –, dass 
es auch das Vertrauen in unsere Strafverfolgungsbehörden gefährdet. Genau deshalb 
ist es superwichtig – das nehme ich von allen Seiten wahr, sei es vom Justizministe-
rium, vom Innenministerium –, dass wir eine sehr deutliche und transparente Aufarbei-
tung dieser Vorgänge durchführen.  

Es ist gut, dass die Kontrollmechanismen des Rechtsstaates funktioniert haben, aber 
man muss ehrlicherweise sagen, dass es auch erst die Kontrollmechanismen waren, 
die funktioniert haben. Das halte ich für problematisch, weil dadurch, dass die Polizei 
dabei ja noch eine Rolle spielt, der Eindruck entsteht, dass es irgendeine politische 
Motivation oder eine Willkür gibt, die in unserem Rechtsstaat nicht entstehen darf.  

Ich glaube, alle Verantwortlichen sind da auch sehr klar oder müssen sich noch einmal 
klar machen, dass eine Rollenklarheit für Polizistinnen und Polizisten, für Menschen, 
die sich politisch engagieren, besteht. Ich finde es großartig, wenn sich Menschen in 
allen Berufen politisch engagieren, aber diese Rollenklarheit muss bestehen bleiben.  

Ich habe zwei Fragen. Ich bin keine Juristin, wie bekannt ist. Ich bin überrascht, dass 
ein anonymer Hinweis in einem Briefkasten bei der Polizei ausreicht, um so ein Ermitt-
lungsverfahren einzuleiten. Ist das ein übliches Vorgehen? Können Sie dazu irgendet-
was sagen, um ein Gefühl dafür zu geben, ob das normal ist?  

Die zweite Frage lautet, ob vergleichbare Fälle vielleicht auch im Umfeld von Menden 
bekannt sind, bei denen Graffitis als wahrscheinlich politisch motivierte Kriminalitäts-
form oder auf Plakaten, wie es ja im Wahlkampf gerade ständig passiert … Ist es re-
gelhaft, dass in diesen Zusammenhängen Hausdurchsuchungen stattfinden?  

Gregor Golland (CDU): Es ist schon interessant, wenn man sich überlegt, wie viele 
Durchsuchungsbeschlüsse wohl jeden Tag in Nordrhein-Westfalen ausgesprochen 
und vollstreckt werden. Gäbe es zu jedem eine WE-Meldung, dann könnte der Minister 
nichts anderes mehr tun, als die zu lesen.  
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Worum geht es hier? Hier wird durch die Opposition aus einem Fall ein politischer 
Skandal konstruiert, und zwar vor allen Dingen, um die Ehefrau des Bundeskanzlers 
in Misskredit zu bringen,  

(Christina Kampmann [SPD]: Davon hat heute keiner was gesagt!) 

und das von einem MDL, einem ehemaligen Justizminister und gescheiterten Minis-
terpräsidentenkandidaten, der im Nebenberuf noch Anwalt ist – was völlig legitim ist – 
und jetzt seine politischen Kontakte auch dazu nutzt, so etwas zu skandalisieren.  

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Wer hier skandalisiert, sind Sie!) 

Wir haben doch mitbekommen – das ist interessant –: Im Hinblick auf Frau Merz spielt 
die Unschuldsvermutung keine Rolle. Da wird erst mal erzählt: „Da muss ja was dran 
sein“, 

(Christina Kampmann [SPD]: Von Frau Merz hat hier keiner was ge-
sagt! – Benedikt Falszewski [SPD]: Sie sind der Einzige, der Frau Merz 
hier anspricht!) 

während man sich umgekehrt darüber aufregt, dass die Unschuldsvermutung für das 
Opfer dieser Hausdurchsuchung gelten müsse.  

Eine Hausdurchsuchung durch die Polizei erfolgt nicht einfach aus freien Stücken, son-
dern auf Anordnung eines Gerichts, auf Vorschlag eines ermittelnden Staatsanwalts.  

(Christina Kampmann [SPD]: Nein, in dem Fall eben nicht! – Nadja 
Lüders [SPD]: Nein, leider nicht!) 

Dann geht die Polizei da rein und guckt sich das an.  

Wir haben gelernt, dass die Justiz funktioniert. Sie funktioniert, weil die nächsthöhere 
Instanz gesagt hat: Das war aber nicht in Ordnung. – Was wollen Sie denn mehr? Also 
funktionieren Checks und Balances und Kontrollen ja offenbar, weil … 

(Christina Kampmann [SPD] und Benedikt Falszewski [SPD]: Nein!) 

– Doch, eindeutig! Die hätten auch sagen können: Wir bestätigen das Vorgehen.  

Im Übrigen finde ich auch interessant, dass es immer nur um diese eine Person geht. 
Bei der anderen Person – dazu haben wir noch ganz wenig gehört – scheint es diese 
Probleme in den Ermittlungen offenbar nicht zu geben, also scheinen die zumindest 
bei dieser anderen genannten Person in irgendeiner Form gerechtfertigt gewesen zu 
sein.  

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Wenn wir uns in vergleichbaren Fällen – ich kann mich nicht erinnern, aber gut, wir 
sind ja eh die Sonderkommission „Innenausschuss“ – 

(Andreas Bialas [SPD]: Jetzt wird’s komisch!) 

über jeden dieser Fälle unterhalten würden, dann kämen wir zu nichts anderem mehr. 
Aber hier geht es, und das ist der entscheidende Punkt, ausschließlich darum, eine 
Verbindung zur Ehefrau des Bundeskanzlers herzustellen und das jetzt hoch zu skan-
dalisieren. Da mögen Fehler passiert sein, aber deswegen hat die unabhängige – die 
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unabhängige! – Justiz eingegriffen. Alles andere werden die weiteren Aufklärungen 
hier bringen. Wir sind sehr gespannt, aber das ist so geschmacklos und durchschaubar 
wie Wasser. Es ist einfach nur durchsichtig.  

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Was Sie gerade gemacht haben!) 

Markus Wagner (AfD): Es ist schon bemerkenswert, welche Anlässe heutzutage aus-
reichen, um Wohnungen und Häuser zu durchsuchen. Ich will gar nicht an das 
Schwachkopf-Meme erinnern und andere Sachen, die völlig unangemessen sind,  

(Andreas Bialas [SPD]: Das hatte andere Gründe!) 

aber hier geht das noch einen Schritt weiter. Aus dem Text geht hervor, dass die Poli-
zei die Durchsuchung bei Gericht angeregt habe und vermerkt habe, dass die Staats-
anwaltschaft sich dem anschließe, was ganz offensichtlich nicht stimmt. Die Staatsan-
waltschaft ist in dieses Verfahren gar nicht involviert gewesen, und das hinterlässt 
dann doch einen Geschmack.  

Ob das was mit Frau Merz zu tun hat oder nicht, will ich hier gar nicht bewerten. Mög-
licherweise wird das Thema gespielt, um dem Kanzler zu schaden oder irgendwas 
Ähnliches. Tatsache ist aber: Die Polizei regt beim Richter eine Durchsuchung an und 
vermerkt, der Staatsanwaltschaft habe sich dem angeschlossen, und dem ist nicht so. 
Wie kann so etwas passieren? Das ist eine Frage, die ich mir ernsthaft stelle, und 
dementsprechend stelle ich sie Ihnen.  

Vorsitzende Angela Erwin: Jetzt war jede Fraktion mit einem Redebeitrag dabei. Wir 
haben die Zeit eigentlich schon überschritten, und der Minister muss auch noch ant-
worten. Mir liegen aktuell noch zwei Wortmeldungen vor. Ich würde diese zwei Wort-
meldungen ausnahmsweise zulassen, aber nur, wenn sich der Wortbeitrag nicht län-
ger als eine Minute gestaltet.  

Andreas Bialas (SPD): Sie wissen, welchen Druck Sie damit auf mich ausüben.  

(Heiterkeit) 

Ich komme immer wieder gerne hierhin, weil es durchaus skurrile Redebeiträge gibt, 
die man dann hören kann.  

Ich habe drei kurze Fragen.  

Erstens. Ist das Ermittlungsverfahren noch offen, oder ist das Ermittlungsverfahren 
bereits an die Staatsanwaltschaft abgegeben worden? Richtet es sich weiterhin gegen 
unbekannt, oder richtet es sich gegen spezifische Personen?  

Zweitens. Sie haben gerade angedeutet, dass potenzielle Funde einem Beweismittel-
verbot unterlägen. Ich frage mich in Anbetracht der vielen Sachen, die ich auch in an-
deren Untersuchungsausschüssen und Sonstigem mitbekommen habe: Sind denn die 
sichergestellten Gegenstände bereits ausgelesen worden binnen dieser kurzen Zeit, 
und gab es da etwas zu finden, was dann dem Beweismittelverbot unterlag, oder 
wurde dort überhaupt nicht entsprechend ermittelt?  
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Drittens. Habe ich das richtig verstanden: Es gab eine Aussage einer alten Dame 
„junge Leute von hinten“, und das andere war ein anonymer Hinweis mit einem Na-
men? Inwieweit ist dem nachgegangen worden, oder reicht letztendlich Denunzianten-
tum jetzt aus – die Polizei anrufen und einen Namen nennen –, um ein Ermittlungsver-
fahren an den Hals zu bekommen?  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Kollege Bialas, dass Sie sich so 
kurzgefasst haben.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Noch einmal zu dem ersten Punkt, nach dem ich eben gefragt 
habe, und zwar im Hinblick auf die Funkzellenabfrage, der aber nicht nachgekommen 
wurde. Das wurde gestern im Rechtsausschuss nicht mitgeteilt. Meine Frage lautet 
deswegen – Frau Dr. Höller hat auf die Selbstkontrolle hingewiesen, und Herr Golland 
hat gesagt, Kontrollmechanismen würden funktionieren –: Wenn uns im Rechtsaus-
schuss gestern nicht mitgeteilt wurde, dass es diese Anfrage gab, woher kommt denn 
dann dieses Unterlassen? Hat die Polizei diese Information nicht an die Staatsanwalt-
schaft weitergegeben – der Bericht wurde gestern vorgelesen –,  

(Nadja Lüders [SPD]: Angerufen!) 

oder hat die Staatsanwaltschaft uns gestern bewusst nicht darüber informiert? Diese 
Frage habe ich an Sie.  

Minister Herbert Reul (IM): Ich würde gerne einige Sachen beantworten und dann 
darum bitten, dass Herr Mosch noch die Fachfragen beantwortet.  

Am 02.09. gab es bei uns eine Anfrage der Presse, die am Sonntag dann auch berich-
tet hat. Das war das erste Mal. Das erste Mal von dem Sachverhalt „Schmierereien“ 
war aber schon früher – es gab schon im Januar eine WE-Meldung, als es passiert ist. 
Dann gibt es eine normale Meldung zu Schmierereien mit Graffiti. Was meinen Sie, 
wie oft die bei uns vorbeikommen? Die werden also einfach zur Kenntnis genommen. 
Der Vorgang – das war ja Ihre Frage –: 02.09.  

Zweiter Hinweis. Der Ablauf war, wenn ich das noch richtig in Erinnerung habe: Polizei 
regt an, Staatsanwaltschaft unterstützt, Richter entscheidet. Wir müssen versuchen, 
die Sachen auseinanderzuhalten, was schwierig ist: die politischen Bewertungen, die 
Sachen, die sich mit den Polizisten befassen, und die Abläufe im Verfahren. Es sind 
ganz verschiedene Sachverhalte.  

Ich würde gerne noch etwas zu dem Thema „Polizist“ sagen. Ich kann mich da nicht 
abschließend festlegen, weil die Verfahren laufen, aber Sie haben gefragt. Ich sage 
Ihnen: Für mich drängt sich nicht die Frage einer Befangenheit aus, sondern ich sehe 
die. Das war eine Befangenheit, glasklar. Für mich drängt sich nur noch die Frage auf: 
Ist es klar, dass er sich da trotzdem beteiligt hat, ja oder nein? Wenn das ein Ja ist, 
hat das Folgen.  

OStA Holger Heming (JM): Ich denke, ich soll zunächst auf die Fragen von Herrn 
Dr. Pfeil reagieren.  
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Dem Ministerium der Justiz ist diese Tatsache der Beantragung einer Funkzellenab-
frage heute bekannt geworden, und zwar aufgrund eines Berichts des Generalstaats-
anwalts in Hamm, dem nunmehr die Akten zur Prüfung vorliegen, der wiederum den 
Umstand, dass das nicht Gegenstand der vorigen Berichterstattung gewesen ist, mit 
dem Leitenden Oberstaatsanwalt in Arnsberg erörtern wird. Weiteres ist mir dazu bis-
her nicht bekannt. Ich darf auch an dieses dreistufige System erinnern: Da sind wir 
momentan eben bei der Prüfung durch den Generalstaatsanwalt.  

LdsKD Peter Mosch (IM): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Es sind einige Fragen gestellt worden, die sich sehr explizit auf 
das Ermittlungsverfahren beziehen. Ich versuche, das zu sortieren.  

Frau Kampmann, Sie hatten gefragt, ob Ermittlungsergebnisse durch diesen Beamten 
in die Akte eingeflossen seien. Das müsste ich weitergeben an den Beamten der Jus-
tiz, der heute hier ist. Das kann ich so nicht beantworten.  

Herr Bialas, Sie hatten gerade gefragt, wie es mit dem Beweismittelverbot aussehe, 
ob die Dinge da angeguckt worden seien. Das müsste sich auch aus dem Verfahren 
ergeben; das kann ich jetzt natürlich nicht sagen. Sind die Ermittlungen noch offen? 
Nach meinem Kenntnisstand ja; die Ermittlungen werden weitergeführt. Das ist mein 
Kenntnisstand.  

(Andreas Bialas [SPD]: Bei der Polizei?) 

Dann wurde mehrmals diese Fragestellung, auch von Frau Dr. Höller, in die Richtung 
aufgeworfen: Wie sieht es mit anonymen Hinweisen aus? Das kommt natürlich vor. Es 
ist tägliches Geschäft, dass wir auch anonyme Hinweise erhalten. Das kann unter-
schiedlichste Gründe haben. Wenn wir uns völlig von diesem Sachverhalt lösen, dann 
kann es manchmal irgendwelche Zeugen geben, die nicht offen auftreten wollen, aus 
welchen privaten Gründen auch immer, oder aus Angst, sodass sie im Verfahren nicht 
erscheinen wollen. Natürlich nehmen wir die ernst; auch anonyme Hinweise werden 
ernst genommen und fließen in die Ermittlungsakte ein. Was dann damit passiert, ob 
ein anonymer Hinweis zu einem Durchsuchungsbeschluss führt, hängt davon ab – der 
Minister hat es gerade gesagt –, wie die Staatsanwaltschaft das bewertet. Beantragt 
sie bei Gericht überhaupt einen Beschluss, und erlässt ein Richter dann einen Be-
schluss? So sind die Abläufe.  

Ich denke, es ist in aller Regel selten der Fall, dass ausschließlich ein anonymer Hin-
weis zu einem Durchsuchungsbeschluss führt. Ich will das aber überhaupt nicht be-
werten, weil es Sache der Justiz ist, das einzuschätzen. Wir halten keine Beweismittel 
zurück; wir geben die zum Verfahren, und die Justiz bewertet die dann. Es kann also 
natürlich dazu führen, dass wir daraufhin Maßnahmen treffen, aber vielleicht dann in 
aller Regel auch nicht ausschließlich. Wie gesagt habe ich mich hier ganz bewusst von 
diesem Sachverhalt gelöst, weil ich den nicht beurteilen kann bzw. nicht beurteilen 
kann, wie sich das verhalten hat. Auch das müssten wir den Vertreter der Justiz fragen.  

Vorsitzende Angela Erwin: Damit sind wir am Ende der Aktuellen Viertelstunde an-
gekommen.   
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4 Viertes Gesetz zur Änderung des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 18/14097 

Stellungnahme 18/2723 
Stellungnahme 18/2779  

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss – federführend –, an den Innenausschuss sowie 
an den Wissenschaftsausschuss am 04.06.2025) 

Vorsitzende Angela Erwin informiert, dass nach der am heutigen Vormittag erfolgten 
abschließenden Beratung und Abstimmung im federführende Haushalts- und Finanz-
ausschuss keine weitere Beratung durch den Innenausschuss nötig sei. 
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5 Viertes Gesetz zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes 

Gesetzentwurf  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/14524  

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend – sowie an den Ausschuss für Heimat und Kommu-
nales am 10.07.2025) 

Der Ausschuss kommt überein, eine Anhörung durchzuführen.  
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6 Gesetz zur Stärkung der Informationssicherheit des Landes Nordrhein-West-

falen (Informationssicherheitsgesetz Nordrhein-Westfalen – InfoSiG NRW) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 18/14581  

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung – federführend – sowie an den Innen-
ausschuss am 09.07.2025) 

Der Ausschuss kommt vorbehaltlich des Beschlusses einer 
Anhörung im federführenden Ausschuss überein, sich nach-
richtlich an dieser zu beteiligen. 
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7 NRW muss funktionieren: Es werde Licht – Angsträume beseitigen! Nord-

rhein-Westfalen braucht ein Sonderprogramm zur Bekämpfung dunkler Orte 

Antrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/13151  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Gleichstellung 
und Frauen – federführend –, an den Ausschuss für Bauen, Woh-
nen und Digitalisierung, an den Ausschuss für Heimat und Kom-
munales sowie an den Innenausschuss am 28.03.2025) 

Vorsitzende Angela Erwin weist darauf hin, dass sich der federführende Ausschuss 
gegen die Durchführung einer Anhörung ausgesprochen habe und das Votum der mit-
beratenden Ausschüsse erwarte. 

Ausweislich der Dunkelfeldstudie des Bundeskriminalamts und der Polizeien der Län-
der „Sicherheit und Kriminalität in Deutschland“ fühlten sich insbesondere Frauen in 
bestimmten öffentlichen Räumen abends oder nachts etwa aufgrund mangelhafter Be-
leuchtung unsicher und mieden diese auch unter Inkaufnahme längerer Wege, leitet 
Christina Kampmann (SPD) ein. Solche Angsträume müssten beseitigt werden. 

Zur Steigerung der Sicherheit und des Sicherheitsempfindens brauche es etwa ein 
Sonderförderprogramm für Kommunen, damit diese solche dunklen Orte beseitigen 
könnten, einen digitalen „Mängel- und Angstraummelder“ nach hessischem Vorbild, 
um den Bürgerinnen und Bürgern zu ermöglichen, die Kommunen auf etwaige Orte 
hinzuweisen, ein Sonderprogramm „1.000 helle Orte“ zur städtebaulichen Umgestal-
tung sowie eine Kampagne für mehr Rücksichtnahme auf das Sicherheitsempfinden 
von Frauen im öffentlichen Raum. 

Dr. Christos Katzidis (CDU) konzediert, dass die von der SPD-Fraktion beschriebe-
nen Probleme angegangen werden müssten. Angesichts des kommunalen Selbstver-
waltungsrechts könne allerdings nicht das Land Dinge korrigieren, die in der kommu-
nalen Verwaltungshoheit lägen. Vielmehr müssten die Kommunen von vornherein ihre 
städtebaulichen Planungen entsprechend anpassen, um Angsträume zu vermeiden, 
etwa indem von Anfang an die Beleuchtung berücksichtigt oder die Polizei präventiv 
an der Bauplanung beteiligt würden.  

Eine Anhörung zu dem vorliegenden Antrag hätte zur Klärung von Fragen beigetragen, 
meint Dr. Werner Pfeil (FDP). Das im Antrag geforderte Förderprogramm trage nicht 
zu einer Beseitigung der Problemursachen bei. Trotz begrüßenswerter baulicher Maß-
nahmen gelte das in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz festgelegte kommunale Selbstverwal-
tungsrecht.  
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İlayda Bostancıeri (GRÜNE) betont, dass Angsträume in den Kommunen beseitigt 
werden müssten. Das Thema „Licht“ stelle dabei im Rahmen einer ganzheitlichen Lö-
sung lediglich einen Baustein dar. Die Kommunen könnten bereits auf Landesförder-
mittel zurückgreifen, wie anhand entsprechender Projekte bzw. Lichtkonzepte zum 
Beispiel in Arnsberg oder in Gangelt deutlich werde. 

Es brauche jedoch nicht ausschließlich neue Projekte. Auch in bereits laufenden Pla-
nungen könne der Fokus auf die Stärkung sowohl des subjektive Sicherheitsgefühls 
als auch der tatsächlichen Sicherheit gelegt werden. Alle politischen Kräfte sollten das 
Thema nach den kommenden Kommunalwahlen vor Ort stärker in den Blick nehmen. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD ab. 
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8 Für eine gewaltfreie Schulkultur – Prävention stärken, Schulen unterstützen 

Antrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/13161 

Ausschussprotokoll 18/951 (Anhörung vom 08.07.2025)  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Schule und Bil-
dung – federführend –, an den Ausschuss für Familie, Kinder und 
Jugend sowie an den Innenausschuss am 28.03.2025) 

Dr. Werner Pfeil (FDP) merkt an, dass Gewalt an Schulen längst kein geringfügiges 
Problem mehr darstelle, wie unter anderem anhand der häufigen diesbezüglichen Be-
richte im Innenausschuss und nicht zuletzt der Aktuellen Viertelstunde zu einem Mes-
serangriff auf eine Lehrerin an einem Berufskolleg in Essen in der heutigen Sitzung 
deutlich werde.  

Jugendliche und Lehrkräfte dürften mit den Problemen nicht alleingelassen werden. 
Die Prävention müsse durch erhöhte Fortbildungsbudgets, den Ausbau der Schulso-
zialarbeit und die flächendeckende Einrichtung von Krisenteams gestärkt werden. Ins-
besondere Lehrkräfte bedürften regelmäßiger Schulungen zum Notfallmanagement. 
Im Rahmen einer Nulltoleranzstrategie im Umgang mit Gewalt brauche es darüber 
hinaus verbindliche Hausordnungen, präzisere Regelungen zu Waffen sowie eine stär-
kere Vernetzung von Polizei, Jugendämtern und kommunalen Einrichtungen. 

Markus Wagner (AfD) kritisiert, dass die FDP-Fraktion im Jahr 2022 den thematisch 
ähnlichen AfD-Antrag Drucksache 18/1681 samt den darin enthaltenen zielführenden 
Maßnahmen abgelehnt habe und nun in ihrem eigenen Antrag wirkungslose Konzepte 
vorschlage bzw. stärken wolle. Auch alle übrigen Fraktionen hätten den AfD-Antrag sei-
nerzeit mit der Begründung abgelehnt, dass er einfache Antworten auf komplexe Prob-
leme beinhalte und die geforderte Meldepflicht für gewaltsame Vorfälle zu extrem sei.  

Die FDP-Fraktion greife im vorliegenden, unschlüssigen Antrag keine konkreten Ursa-
chen steigender Zahlen von Gewaltfällen auf, sondern fordere eine Stärkung etwa von 
Krisenteams, die sich nicht bewährt hätten. Der geforderte Ausbau von Präventions-
programmen bzw. -angeboten müsste finanziert und mit Personal ausgestattet wer-
den, was das ohnehin wachsende Haushaltsvolumen für den Bereich „Schule und Bil-
dung“ nur noch weiter vergrößerte. Auch werde das Thema „Migration“ ausgespart, 
obwohl selbst in der Presseberichterstattung die damit zusammenhängenden Prob-
leme inzwischen genannt würden. 

Die Anhörung habe keine konkreten Erkenntnisse geliefert. So habe es etwa keine 
hinreichende Antwort auf die Frage gegeben, welcher sinnvollen Beschäftigung zeit-
weilig vom Schulbetrieb suspendierte Schüler nachgehen könnten; die genannten 
kommunalen Angebote seien selten gut ausgebaut oder attraktiv. 
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In den auch im Innenausschuss zunehmend häufigeren Diskussionen zum Thema „Ge-
walt an Schulen“ werde die steigende Zahl solcher Fälle deutlich, meint Christina 
Kampmann (SPD). Die Landesregierung müsse mehr dagegen unternehmen, auch 
wenn Maßnahmen Kosten verursachten. Das Thema spiele auch bei der kommenden 
Kommunalwahl eine entscheidende Rolle. 

Die Sachverständigen hätten in der Anhörung insbesondere die Schulsozialarbeit als 
relevanten Faktor bei der Gewaltprävention an Schulen herausgestellt. Neben einem 
entsprechend stärkeren Engagement brauche es eine bessere finanzielle Ausstattung 
der Jugendhilfe. Unter den Fraktionen bestehe wohl Einigkeit darüber, dass der Prä-
vention von Gewalt insbesondere im Bildungssystem eine entscheidende Rolle zu-
komme. Daneben brauche es auch die im Antrag genannten spezifischen Bildungs- 
und Berufsangebote für gewaltauffällige Jugendliche zum Beispiel in Kooperation mit 
Handwerksbetrieben, um denjenigen, die zu Gewalt neigten, möglichst schnell eine 
andere Perspektive aufzeigen zu können. 

Die Gründe für die Ablehnung des vorliegenden FDP-Antrags ähnelten den bereits bei 
der Ablehnung des angesprochenen AfD-Antrags genannten, so Dr. Christos Katzidis 
(CDU). Die FDP-Fraktion scheine im Sinne der von ihr angedachten Nulltoleranzstra-
tegie den Schwerpunkt weniger auf Prävention als vielmehr auf Repression zu legen.  

Über die richtigen Maßnahmen gegen die Probleme mit Messern an Schulen brauche 
es eine vertiefte Diskussion. Der Fokus auf die Schule greife jedoch zu kurz, da die 
Ursache für Gewalt mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit in den Elternhäu-
sern zu finden sei. Dies zeige die zunehmende Anzahl der Fälle von häuslicher Gewalt. 
Zwar blieben präventive Maßnahmen in der Schule wichtig, allerdings müsse das 
Thema „Gewalt“ gesamtgesellschaftlich angegangen werden. 

Maßnahmen in der Schule müssten kontrolliert und durchgesetzt werden. Fraglich 
bleibe, wer diese Aufgaben übernehmen solle und wie sie zu erfüllen seien. Es gelte, 
zusätzliche Belastungen von Lehrkräften oder Schulsozialarbeiterinnen und -arbeitern 
zu vermeiden. 

Eileen Woestmann (GRÜNE) vertritt die Auffassung, dass das anzustrebende Ziel 
einer gewaltfreien Schulkultur nur erreicht werden könne, wenn Schulen als sichere 
und entwicklungsfördernde Orte fungierten. Statt wir die FDP-Fraktion ausweislich ih-
res Antrags auf Prävention lediglich auf der Ebene der Schülerinnen und Schüler zu 
setzen, brauche es vielmehr eine Verhältnisprävention, um die Schule zu einem siche-
ren Ort zu machen. Hierfür müssten in übergreifenden Präventionskonzepten unter-
schiedliche Präventionsanliegen ganzheitlich betrachtet werden.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP ab. 
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9 Dramatische Zahlen – Gruppenvergewaltigung: Auch eine Folge der „bun-

ten Vielfalt“ 

Antrag  
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/14548  

(Überweisung des Antrags an den Innenausschuss – federfüh-
rend – sowie an den Rechtsausschuss am 10.07.2025) 

Der Ausschuss kommt überein, eine Anhörung durchzuführen.  
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10 Abkommen zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder 

für Sicherheitstechnik 

Antrag  
der Landesregierung  
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag  
gemäß Art. 66 Satz 2 der Landesverfassung 
Drucksache 18/14144  

(Überweisung des Antrags an den Hauptausschuss – federfüh-
rend – sowie an den Innenausschuss am 09.07.2025) 

Der Ausschuss stimmt dem Antrag mit den Stimmen aller Frak-
tionen zu. 
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11 Maßnahmen der Sicherheitsbehörden aus Anlass der Unterbringung eines 

13-jährigen Mädchens sowie Messerangriff vom 16. August 2025 auf eine Be-
treuerin in der LWL-Klinik Paderborn (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4214 
Vertrauliche Vorlage 18/165  

Da ihr die vertrauliche Vorlage erst unmittelbar vor Sitzungsbeginn zur Verfügung ge-
standen habe und daher eine gründliche Auseinandersetzung mit deren Inhalt in der 
heutigen Ausschusssitzung nicht möglich sei, bittet Dr. Julia Höller (GRÜNE) um eine 
zukünftig frühzeitigere Zuleitung. 

Vorsitzende Angela Erwin appelliert, den Abgeordneten auch vertrauliche Vorlagen 
in Zukunft schneller zur Verfügung zu stellen.  

Die in Rede stehende Vorlage habe den Landtag am Vorabend erreicht.  

Nach der vorläufigen Antwort des Ministeriums des Innern auf einen Brief der SPD-
Fraktion zu dem Thema dieses Tagesordnungspunkts von vor einigen Wochen, sich 
zunächst mit anderen beteiligten Ressorts abstimmen zu müssen, wünscht Christina 
Kampmann (SPD) nun eine inhaltliche Antwort zu erfahren. 

Nach Gewalttaten Minderjähriger bzw. im Zusammenhang von Minderjährigen und Is-
lamismus werde von konservativen politischen Kräften regelmäßig die Absenkung der 
Altersgrenze für die Strafmündigkeit gefordert. Auch Minister Herbert Reul (IM) habe 
bereits dementsprechende Andeutungen gemacht.  

Eine verbindliche Teilnahme an Präventions- bzw. Aussteigerprogrammen könnte eine 
alternative Möglichkeit darstellen, um Gewaltkriminalität und die Radikalisierung von 
Minderjährigen in den Griff zu bekommen. Laut vorliegendem Bericht sei das Mädchen 
weder durch das Präventionsprogramm „Wegweiser“ betreut noch Teilnehmerin des 
Aussteigerprogramms Islamismus gewesen, da die Teilnahme jeweils auf Freiwilligkeit 
beruhe. 

Jugendliche unter 14 Jahren könnten den mangelnden Strafrahmen ausnutzen, um 
schwerste Straftaten zu begehen, ohne relevante bzw. ernsthafte strafrechtliche Sank-
tionen fürchten zu müssen, so Gregor Golland (CDU). Solche Fälle dürften zukünftig 
etwa aufgrund der sozialen Medien – dass keine ernsthaften Konsequenzen drohten, 
spreche sich herum –, einer früheren Reife von Kindern und Jugendlichen oder allge-
meinen gesellschaftlichen Veränderungen häufiger auftreten.  

Um potenzielle Opfer bzw. die Allgemeinheit zu schützen, müsse die bestehende Re-
gelungslücke angegangen werden. Offensichtlich reichten Präventionsangebote allein 
nicht aus, um solche Straftaten zu verhindern. Es brauche klare Zuständigkeiten und 
eine gesetzliche Grundlage für den Umgang mit hochgradig kriminellen Kindern und 
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Jugendlichen. Die hilfreichen Überlegungen und Diskussionsbeiträge von Minister Her-
bert Reul (IM) seien zu unterstützen. Die Diskussion um mögliche Lösungen müsse er-
gebnisoffen geführt werden. 

Über die vertrauliche Vorlage könne in der nächsten Sitzung beraten werden. 

Markus Wagner (AfD) merkt an, bereits seit Längerem mehrfach auf eine säkulare 
Akzeleration sowie die Strafmündigkeitsgrenze hingewiesen und Anträge hierzu ge-
stellt zu haben. Alle übrigen Fraktionen hätten diese jedoch nicht ernst genommen; es 
habe nicht einmal eine ausreichende Debatte zu dem Thema gegeben. Offensichtlich 
brauche es erst einen traurigen Anlass wie den in Rede stehenden Fall, damit auch 
den anderen Fraktionen der Regelungsbedarf bzw. die bestehende Regelungslücke 
auffalle. 

Im Entwurf des Gesetzes zur Neuverkündung des Verfassungsschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen sei erneut eine Strafmündigkeitsgrenze von 14 Jahren festgelegt wor-
den. Ausweislich des Ausschussprotokolls 18/974 hätten dies sämtliche Sachverstän-
dige in der Anhörung zu dem Gesetzentwurf kritisiert und gefordert, die Altersgrenze 
abzuschaffen. Dies habe auch er bereits mehrfach gefordert, und es scheine mit Blick 
auf die inzwischen auch bei den übrigen Fraktionen vorhandenen Erkenntnisse nun 
zwingend notwendig. 

Ausweislich von Zahlen der Kinder- und Jugendhilfe begingen nur sehr wenige junge 
Menschen schwere Straftaten, betont Eileen Woestmann (GRÜNE). Da niemand 
böse geboren werde, gelte es zu prüfen, was im Leben des Mädchens passiert sei, 
dass es zu einer solchen Tat habe kommen können. Die Minderjährige sei nach Recht 
und Gesetz in einer geschlossenen psychiatrischen Einrichtung untergebracht wor-
den. Die zu Recht hohen Hürden hierfür sorgten für die Vermeidung einer fälschlicher-
weise erfolgten Unterbringung. 

Statt über die Absenkung der Altersgrenze für die Strafmündigkeit zu diskutieren, 
müsse der Fokus auch weiterhin auf Prävention liegen. Es brauche Hilfsangebote für 
Kinder und Jugendliche. Hierfür müssten Erwachsene Verantwortung übernehmen 
und entsprechende Unterstützungsnetzwerke bzw. -strukturen aufbauen. In früher an-
setzenden Strukturen müsse Kindern und Jugendlichen eine Perspektive aufgezeigt 
werden. Insofern gelte es, die Wirkung der Kinder- und Jugendhilfe kritisch zu über-
prüfen und ein mitunter mehrfach stattfindendes Herausreißen junger Menschen aus 
Bindungsbeziehungen zu verhindern. Kinder- und Jugendhilfestrukturen seien dem-
entsprechend langfristig anzulegen. 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, den seitens der SPD geschriebenen Brief um-
fänglich mit Schreiben vom 1. September 2025 per E-Mail beantwortet zu haben. 

Es gehe ihm nicht darum, Kinder in Haft zu nehmen, sondern um eine ausreichende, 
wirkungsvolle Reaktion auf Vorfälle wie den in Rede stehenden. Hierfür brauche es 
Ideen. 
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Er schlage vor, die vertrauliche Vorlage in der nächsten Innenausschusssitzung in ei-
nem angemessenen Zeitrahmen zu beraten, um den Sachverhalt besser in den Blick 
nehmen zu können. 

Vorsitzende Angela Erwin sagt zu, in der nächsten Innenausschusssitzung nach 
dem öffentlichen einen umfangreichen vertraulichen Sitzungsteil anzuschließen, um 
die vertrauliche Vorlage dort zu beraten. Dementsprechend entfalle die Beratung der 
vertraulichen Vorlage in der heutigen Sitzung. 
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12 Einsatz nordrhein-westfälischer Kräfte bei der Waldbrandbekämpfung in 

Spanien (Bericht beantragt von den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN [siehe Anlage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4196 
Vorlage 18/4202 (nachrichtlich)  

Dr. Julia Höller (GRÜNE) bedankt sich bei den Einsatzkräften, die sich im Rahmen 
des „Ground Forest Firefighting using Vehicles Deutschland1“-Moduls weit von zu 
Hause entfernt in Gefahr begeben hätten, um in Spanien Waldbrände zu bekämpfen 
und Menschenleben zu retten.  

Sie begrüße, dass sich Nordrhein-Westfalen im Rahmen des Katastrophenschutzver-
fahrens der Europäischen Union, UCPM, an Einsätzen zur Waldbrandbekämpfung be-
teilige. Die Anfrage nordrhein-westfälischer Kräfte sei über das Gemeinsame Melde- 
und Lagezentrum von Bund und Ländern, GMLZ, erfolgt. 

Sie wünsche zu erfahren, welche Lehren aus diesem Einsatz für die Waldbrand- und 
Vegetationsbrandbekämpfung in NRW gezogen werden könnten. 

Auch Dr. Werner Pfeil (FDP) dankt den Feuerwehrkräften für ihren Einsatz zur Wald-
brandbekämpfung in Spanien. Insbesondere in Staaten wie Spanien, Frankreich und 
Griechenland, aber auch in anderen Bundesländern wie etwa in Brandenburg träten in 
den Sommermonaten immer mehr und immer stärkere Wald- und Vegetationsbrände 
auf. Während im Jahr 2015 in Europa bereits eine Fläche von mehr als 1 Million ha 
verbrannt sei, habe sich die verbrannte Fläche in Deutschland im Vergleich zum Vor-
jahr um das Zehnfache vergrößert. 

Nordrhein-Westfalen müsse noch mehr tun, um im Sinne europäischer Solidarität im 
Rahmen des Katastrophenschutzes nicht nur bei Hochwasser- und Starkregenereig-
nissen, sondern auch bei der Bekämpfung von Wald- und Vegetationsbränden effektiv 
helfen zu können. Hierbei gehe es nicht ausschließlich um Löschflugzeuge, von denen 
es keine in NRW gebe. 

Thomas Schnelle (CDU) spricht den Feuerwehrkräften, deren Einsatz in Spanien sich 
ausweislich des in Vorlage 18/4196 geschilderten Verlaufs von Einsätzen in Nordrhein-
Westfalen unterscheide, seinen Dank aus. Durch die Entsendung des Moduls der Feu-
erwehr dürften nach einem bereits erfolgten Einsatz in Griechenland weitere wertvolle 
Erkenntnisse für die Wald- und Vegetationsbrandbekämpfung sowohl im europäischen 
Ausland als auch im Inland gewonnen worden sein. 

Mit dem in Nordrhein-Westfalen angesiedelten und durch niedersächsische Feuer-
wehrkräfte unterstützen Feuerwehrmodul nehme NRW eine Vorreiterrolle in der Bun-
desrepublik ein. Dieses Alleinstellungsmerkmal unter den Bundesländern dürfe in der 
berechtigten Diskussion darüber, was das Land darüber hinaus zusätzlich tun könne, 
nicht außer Acht gelassen werden. 
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Durch die berechtigte Diskussion darüber, ob und was Nordrhein-Westfalen zusätzlich 
im Sinne eines europäischen Katastrophenschutzes unternehmen könne, dürfe laut 
Dr. Julia Höller (GRÜNE) nicht der Eindruck entstehen, dass NRW auf Wunsch einer 
Feuerwehr, des Landtags oder eines Ministeriums Feuerwehrkräfte ins europäische 
Ausland entsende. Vielmehr würden diese angefordert, indem ein EU-Staat im Rah-
men des UCPM zum Beispiel aufgrund eines Waldbrandes einen konkreten Hilfsbe-
darf anmelde. Diese Meldung werde europaweit koordiniert weitergegeben und in 
Deutschland durch das GMLZ bearbeitet, das daraufhin in den Bundesländern vorhan-
dene Kapazitäten ab- bzw. anfrage.  

Minister Herbert Reul (IM) merkt an, dass die im Rahmen des UCPM entsandten 
Kräfte in den European Civil Protection Pool, ECPP, aufgenommen worden seien. Das 
Feuerwehr-Modul erfülle damit die höchsten Anforderungen und zähle zu den besten 
verfügbaren Mitteln zur Waldbrandbekämpfung in Europa. Hiervon habe er sich bei 
einem gestern erfolgten Termin mit den am Einsatz beteiligten freiwilligen und haupt-
beruflichen Feuerwehrleuten überzeugen können. Durch das Feuerwehrmodul leiste 
Nordrhein-Westfalen effiziente und wirkungsvolle Hilfe und sende gleichzeitig eine 
deutliche proeuropäische Botschaft.  

MR Thomas Deckers (IM) ergänzt, dass dieser zweite Einsatz des Waldbrandmoduls 
sowohl mit Blick auf die mitgeführten Fahrzeuge und Geräte als auch auf die Einsatz-
taktik wertvolle erste Erkenntnisse geliefert habe. Diese ließen sich auf die Bekämp-
fung von Wald- und Vegetationsbränden in Nordrhein-Westfalen übertragen. Eine wei-
tergehende Einsatzauswertung stehe noch aus. 

Bisher hätten alle Anfragen an das Waldbrandmodul positiv beantwortet werden kön-
nen. Die Installation eines weiteren Moduls wäre mit hohem Aufwand nicht nur für die 
europäische Zertifizierung der vorhandenen Fähigkeiten, sondern auch mit Blick auf 
die aufwändige Ausbildung des vornehmlich ehrenamtlich tätigen Personals verbunden. 
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13 Russische Spionagedrohnen auch über Nordrhein-Westfalen? (Bericht bean-

tragt von der Fraktion der FDP [siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4206  

Laut der Vorlage könnten bisher in Deutschland dokumentierte Drohnenüberflüge von 
militärischen Liegenschaften und Einrichtungen der kritischen Infrastruktur Russland 
zwar nicht eindeutig zugeordnet werden, allerdings erscheine eine russische Urheber-
schaft plausibel, leitet Christina Kampmann (SPD) ein. Sie wisse, dass die Überwa-
chung des Luftraums in Nordrhein-Westfalen keine polizeiliche Aufgabe darstelle und 
daher auch nicht durch diese durchgeführt werde. Dennoch wünsche sie auch ange-
sichts eines gestrigen Drohnenvorfalls in Polen zu erfahren, was Nordrhein-Westfalen 
unternehmen könne, falls die Landesregierung eine russische Urheberschaft an-
nehme. 

LPD Dirk Hulverscheidt (IM) antwortet, dass mit Stand vom 1. September 2025 ins-
gesamt 195 Drohnensichtungen in Nordrhein-Westfalen registriert worden seien. In 
allen Fällen, in denen die Drohnenführer hätten ermittelt werden können, habe es sich 
um Privatpersonen bzw. um gewerbliche Unternehmen gehandelt. 

Die Drohnendetektion und -abwehr stelle unter anderem in rechtlicher Hinsicht eine 
Herausforderung dar, wobei rechtliche Fragen auf der Bundesebene geklärt werden 
müssten. In einer gemeinsamen Arbeitsgruppe des Bundes und der Länder bringe die 
Polizei Nordrein-Westfalen ihre im bundesländerweiten Vergleich führenden Fähigkei-
ten ein. Gleichwohl dürfe sie ausschließlich zivile, am Markt erhältliche Technik ein-
setzen.  

Angesichts der gemeinsamen Bund-Länder-Arbeitsgruppe wünscht Dr. Werner Pfeil 
(FDP) zu erfahren, ob die Polizei Nordrhein-Westfalen an der Diskussion um Möglich-
keiten zum Schutz von Bundeswehrkasernen vor Drohnenvorfällen bzw. um Ab-
schussmöglichkeiten von Drohnen beteiligt werde. – LPD Dirk Hulverscheidt (IM) er-
widert, dass diese Diskussionen auf der Bundesebene erfolgen müssten. 

Im Umgang mit ausländischen Drohnen müsse ein deutliches Umdenken stattfinden, 
meint Gregor Golland (CDU). Es reiche nicht aus, sie zu stören; vielmehr müssten 
Drohnen militärisch bekämpft und abgeschossen werden. Dabei handle es sich nicht 
um eine polizeiliche Aufgabe. Der Bundeswehr fehle allerdings noch eine entspre-
chende Rechtsgrundlage. Demnach brauche es keinen landesweiten, sondern viel-
mehr einen nationalen Abwehrplan gegen Drohnen. Der Bund müsse die Bedrohung 
durch Drohnen endlich ernst nehmen und für einen rechtlichen Rahmen sorgen, um 
sie effektiv bekämpfen zu können, und zwar bereits bevor sie Informationen etwa nach 
Russland weitergäben.  
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Der Vorfall in Polen verdeutliche, dass Russland seine Möglichkeiten teste. Noch seien 
Drohnen unbewaffnet, allerdings könne sich dies in Zukunft ändern. Schon heute ver-
ursache die Abwehr von verhältnismäßig günstigen Drohnen erhebliche Kosten. 

Minister Herbert Reul (IM) möge das Thema auf der Innenministerkonferenz platzieren, 
die gemeinsam mit dem Bundesverteidigungsminister eine Lösung erarbeiten müsse. 

Trotz aller inhaltlichen Übereinstimmungen gibt Andreas Bialas (SPD) zu bedenken, 
dass es seines Wissens noch keine Vorfälle gegeben habe, in denen Drohnen von 
fremdem Staatsgebiet aus in das Gebiet Bundesrepublik eingedrungen seien. Bislang 
erfolgten Abhör- bzw. Ausspähaktionen mit einfachsten, für jedermann erhältlichen 
Mitteln von deutschem Staatsgebiet aus. Dementsprechend müssten alle Sicherheits-
kräfte und nicht nur die Bundeswehr solche Vorfälle als Ausformungen hybrider Be-
drohungsformen erkennen und Gegenmaßnahmen zu deren Abwehr entwickeln.  
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14 Mehrfach-Nationalitäten in der Kriminalstatistik (Bericht beantragt von der Frak-

tion der FDP [siehe Anlage 4]) 

In Verbindung mit: 

 Nennung von Mehrfachstaatsbürgerschaften in der Polizeilichen Kriminal-
statistik (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4207  

Minister Herbert Reul (IM): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich würde 
gerne noch ein paar Sachen zusätzlich einführen.  

Die Entscheidung, in der Polizeilichen Kriminalstatistik künftig Mehrfachstaatsangehörig-
keiten zu berücksichtigen, ist kräftig diskutiert worden – das ist auch total in Ordnung –: 
sachlich am Thema, ohne Vorurteile, ohne Scheuklappen. Man kann dazu auch ver-
schiedene Meinungen haben. Es gibt, wie übrigens meistens, keinen Königsweg, kein 
Zaubermittel zur Bekämpfung der Kriminalität. Es ist lediglich ein Mosaikstein. Deshalb 
bin ich froh, dass ich es noch mal erläutern kann.  

Für die polizeiliche Arbeit – vielleicht muss man das unterscheiden – ist es aufgrund 
von drei Argumenten hilfreich: erstens, um Kriminalität besser bekämpfen zu können, 
zweitens für die wissenschaftliche Forschung, und drittens, um präventiv arbeiten zu 
können.  

Es geht vor allen Dingen darum, dass wir die Realität kennen müssen, um Antworten 
geben zu können. Das ist ein Problem, das uns immer wieder beschäftigt: Wie sind wir 
so klar in der Erkenntnis, dass wir handeln können? Es geht also um Fakten statt Mut-
maßungen, um Zahlen statt Spekulationen. Eine transparente und ehrliche Darstellung 
von Fakten ermöglicht dann auch eine objektive und offen geführte Diskussion über 
die Maßnahmen.  

Die Erkenntnisse über die Staatsangehörigen helfen uns, Kriminalität maßgeschnei-
dert und noch wirksamer zu bekämpfen. Ich erkläre es am Beispiel „Wohnungseinbrü-
che“. Analysen aus der Polizeilichen Kriminalstatistik, unter anderem zu Tatverdächti-
gen, spielten in der Vergangenheit eine wichtige Rolle, etwa wenn es darum geht, ob 
die Täter aus der Nachbarschaft kommen – um es ein bisschen platt auszudrücken –, 
oder ob es sich um organisierte reisende Täter handelt, Stichwort „Balkanroute“.  

Beispiel „Clankriminalität“. Wenn Sie wissen wollen, wer mit wem, wann, wie zusam-
menarbeitet, dann liefern die Daten über weitere Staatsangehörigkeiten wichtige Er-
kenntnisse. Das können wir noch differenzierter verfolgen und so die polizeiliche Arbeit 
verbessern. Das ist eigentlich klar.  

Zudem können die Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik genutzt werden, um die 
kriminologische Forschung zu unterstützen. Auch hier gilt: je feiner die Daten, je mehr 
Daten, desto präziser die Forschung.  
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Es hilft uns auch – das hat vielleicht niemand im Blick –, um kriminalpräventive Maß-
nahmen oder Projekte zielgerichtet und adressatengerecht zu planen. Im Programm 
„Kurve Kriegen“ zum Beispiel arbeiten wir mit Sprach- und Integrationsermittlern nicht 
nur bei Teilnehmerinnen und Teilnehmern, sondern auch in den Familien. Dabei hilft 
es wahnsinnig, wenn man weiß, welche Sprachen sie brauchen und was die kulturellen 
Hintergründe sind, wenn sie mit Kindern, Jugendlichen und ihren Familien arbeiten.  

Tatsache ist, dass laut LKA jeder sechste deutsche Tatverdächtige in Nordrhein-West-
falen im Jahr 2024 eine weitere Staatsbürgerschaft hatte. Und dann ist es einsichtig, 
dass es relevant ist, wenn ich mehr über den Hintergrund, die Ursachen und die Mög-
lichkeiten der Bekämpfung von Kriminalität wissen will.  

So viel dazu, warum wir die Staatsangehörigkeit künftig in der PKS erfassen. Das ist 
aber nur ein Punkt.  

Grundlage für die PKS ist das polizeiliche Vorgangsbearbeitungssystem ViVA. Das ist 
der andere Punkt. Auch im Rahmen von ViVA ist das Wissen, ob ein Tatverdächtiger 
mehr als eine Staatsbürgerschaft hat, für die Arbeit der Polizei ungeheuer wichtig. Die 
Polizei braucht diese Informationen nämlich für ihre operativen polizeilichen Maßnah-
men, also auf Deutsch gesagt: direkt auf der Straße im Streifenwagen, zum Beispiel 
beim Thema „Fluchtgefahr“. Eine zweite Staatsangehörigkeit kann ein Anhaltspunkt 
dafür sein, dass sich der Täter ins Ausland absetzt, dass er Familie, Freunde, Unter-
stützer im Ausland hat. Dann setzt er sich in den nächsten Flieger, und unsere Ermittler 
können nur hinterherschauen. Das fällt einem deutschen Staatsbürger mit ausschließ-
lich einem Pass ungleich schwerer.  

Unser Vorgehen wird die Datenbasis und auch die Arbeit der Polizei nochmals verbes-
sern. Es ist exakt das, was wir als Grundlage für die polizeiliche Arbeit brauchen: kein 
Stochern im Nebel, sondern transparente und belegbare Fakten.  

Das sind die Argumente für die Erfassung in ViVA und für die Erfassung in der PKS. 
Das sind zwei verschiedene Geschichten.  

Ich habe aber verstanden, dass es auch ernstzunehmende Argumente gibt, wonach 
befürchtet wird, dass solche Argumente missbraucht, falsch interpretiert werden kön-
nen, und es besteht die Gefahr, dass Menschen dadurch diskriminiert werden. – Das 
ist eine Einschätzungsfrage. Ich halte dieses Risiko für beherrschbar, auf jeden Fall 
aber für nicht gewollt. Diese Debatte hatten wir so ähnlich schon mal. Sie erinnern sich 
noch daran, als wir die Statistik zum Thema „ausländische Tatverdächtige“ hatten und 
mit den Ergebnissen an die Öffentlichkeit gegangen sind. Auch darüber haben wir 
lange nachgedacht, weil man oder zumindest ich weiß, dass manche Leute das nutzen 
würden, um Menschen aufzustacheln, Vorurteile zu hegen, rassistische Ressenti-
ments zu bedienen. Diese Zahlen waren dazu aber nicht geeignet, und die jetzigen 
Zahlen sind es auch nicht. Ihre Veröffentlichung zeigt jedem nur, dass die Populisten 
am Ende falsch liegen, so glaube und hoffe ich.  

Wir müssen Probleme kennen und benennen, um sie Stück für Stück zu lösen – ohne 
Scheuklappen, ohne Sprechverbote, an der Sache orientiert. Es ist zumindest für mich 
nachvollziehbar: Unkenntnis und Schweigen helfen weder der Polizei, noch bringen 
sie unseren politischen Diskurs weiter. Wir brauchen Erkenntnisse und Lösungen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 42 - APr 18/977 

Innenausschuss 11.09.2025 
57. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
Spekulationen und Tabus helfen immer nur denjenigen, die Stimmung machen wollen. 
Wir müssen offenlegen, was ist; wir müssen sagen, was ist, und dann kommen wir in 
der Sache ein Stück weiter, auch bei Problemlösungen.  

Dass das keine Zauberlösung und nicht unproblematisch ist, will ich nicht bestreiten, 
und das würde ich niemals bestreiten. In der Abwägung habe ich mich dafür entschie-
den, diesen Weg zu gehen, kapiere aber, dass es auch durchaus starke Gegenargu-
mente gibt. Manchmal muss man sich aber entscheiden, welchen Weg man geht. Ich 
habe versucht, noch mal zu begründen, warum ich mich jetzt für diesen Weg entschie-
den habe.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Minister, für die einleitenden 
Worte. – Nun hat Frau Kollegin Kampmann das Wort. 

Christina Kampmann (SPD): Ich verstehe das mit den Scheuklappen und den Tabus 
nicht, Herr Minister, und mich wundert auch ein bisschen, dass Sie sagen, dass das 
ausgerechnet der kriminologischen Forschung diene. Denn wenn man sagt, was ist, 
dann sagt die Wissenschaft, dass es eben keinen Zusammenhang zwischen Herkunft 
und Kriminalität, sondern dass es soziale Ursachen gebe. Deshalb haben sich auch 
viele Kriminologen zu Wort gemeldet, nachdem Sie gesagt hatten, dass Sie die Mehr-
fachstaatsangehörigkeit jetzt in der PKS ausweisen wollen, und alle sind sich einig. 
Sie machen hier eine Scheindebatte mit Scheinargumenten auf. Das will ich wirklich 
in der Deutlichkeit sagen.  

Als SPD sind wir weiterhin entsetzt, auch über den Alleingang, den Sie bundesweit 
damit angestoßen haben. Sie schüren damit ganz bewusst Rassismus. Das haben Sie 
auch gerade noch mal deutlich gemacht. Sie spielen das Spiel der AfD, und das ohne 
den kriminalpolitischen Gewinn, den Sie hier gerade vorgeben. Statt auf die sozialen 
Ursachen zu schauen und genau zu gucken, was wir da mehr tun können, betreiben 
Sie dieses Spiel. Das sehen wir absolut kritisch.  

Deshalb möchten wir gerne wissen, wie viele Straftaten mehr denn aufgeklärt wurden, 
seitdem Sie die Mehrfachstaatsangehörigkeit in der PKS ausweisen. Wir interessieren 
uns dafür, was Sie dagegen tun, wenn Sie offensichtlich erkannt haben, dass Men-
schen deshalb diskriminiert werden. Wenn Sie sich Gedanken darüber gemacht ha-
ben, dann werden Sie auch Maßnahmen veranlasst haben. Uns hat auch ein bisschen 
gewundert – das ist eine weitere Frage –, warum Sie es offensichtlich nicht für nötig 
gehalten haben, Ihren grünen Koalitionspartner einzubeziehen. Julia Höller hat das in 
der Rheinischen Post gesagt. Ist das in Ihrer geräuschlosen Koalition mit den Grünen 
üblich, oder hat Frau Höller sich da vielleicht geirrt?  

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich irre mich doch nie.  

(Christina Kampmann [SPD]: War auch nur eine rhetorische Frage!) 

Frau Kampmann hat es gerade gesagt: Ich habe mich vor zwei Wochen sehr deutlich 
geäußert, und wer mich kennt, weiß auch, dass ich in den letzten Jahren immer wieder 
bereit war, auch über grüne Schatten zu springen, wenn es darum ging, etwas für die 
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Sicherheit der Menschen in NRW zu tun bzw. etwas dafür zu tun, diese Sicherheit zu 
erhöhen.  

Wir hatten in den letzten Jahren hier in der grünen Innenpolitik immer wieder sehr 
große, nicht einfache Abwägungsprozesse, bei denen wir ganz oft gesagt haben: Wir 
haben diese Argumente gehört, wir haben sie verstanden, wir haben eine andere 
Lage, und deswegen stimmen wir jetzt Dingen zu, bei denen wir das vielleicht vor ei-
nigen Jahren noch nicht gemacht hätten. – Dazu stehe ich auch total.  

Deswegen, weil wir als Grüne gerade genau so einen Weg gehen, habe ich in den 
letzten Wochen und auch jetzt gerade heute sehr genau zugehört und diese Argu-
mente verstanden. Ich habe sie abgewogen, komme aber zu dem Schluss, dass wir 
durch die … Es geht hier ja nicht darum, dass wir Staatsangehörigkeiten veröffentli-
chen oder dass wir Mehrfachstaatsangehörigkeiten erfassen, sondern es geht darum: 
Veröffentlichen wir sie in einer Kriminalstatistik, die Verdächtige benennt, ca. ein Jahr, 
nachdem die Ermittlungen abgeschlossen sind? Meine Schlussfolgerung ist, dass wir 
damit die Sicherheit der Menschen in Nordrhein-Westfalen nicht erhöhen und dass 
diese rein statistische Maßnahme keinen Mehrwert für die Ermittlungen hat.  

Ich verstehe, dass die Erfassung auch in ViVA operativen Mehrwert haben kann. Diese 
Punkte haben Sie genannt. Das erschließt sich mir. Dann muss man immer noch abwä-
gen, ob das richtig ist oder nicht, aber ich verstehe, dass dadurch in der Gefahrenabwehr 
ein Mehrwert entsteht. Ich glaube aber, dass diese rein statistische – es geht ja um eine 
Veröffentlichung in der PKS; darüber reden wir – …, dass das das Leben von keinem 
Polizisten da draußen einfacher macht und dass wir damit eben keinen Mehrwert haben.  

Im Gegenteil steht auf der anderen Seite, dass in dieser Statistik … Ein Jahr später 
wissen wir dann, dass es verdächtige Deutsche gibt, die einen bestimmten weiteren 
Pass haben. Das Transparenz-Argument, und wir Grüne – das wissen Sie auch – sind 
immer sehr für Transparenz … Ich bin der festen Überzeugung, dass nicht jede Infor-
mation uneingeordnet auch immer einen Mehrwert für die Transparenz darstellt, son-
dern dass man sehr genau überlegen muss, wie man Informationen einordnet und 
welche Informationen in welchem Kontext sinnvoll sind. Für mich zieht bei der Frage 
des Doppelpasses, der Mehrfachstaatsangehörigkeit dieses Transparenz-Argument 
nicht, weil hier Informationen in der PKS hervorgehoben werden, die nichts mit den 
Ursachen von Kriminalität zu tun haben. Das, glaube ich, behauptet auch niemand, 
aber es wird eben der Eindruck vermittelt, und ich glaube, dass genau dieser Eindruck 
dazu führt, dass wir dann, wenn wir das in der Kriminalstatistik veröffentlichen, sugge-
rieren, es gäbe eine Kategorie „Deutsche zweiter Klasse“.  

Ein letzter Punkt. Herr Reul, Sie haben das gerade genannt. Wir haben auch sehr 
intensiv über die Frage diskutiert, wie man in einer Statistik die Staatsangehörigkeiten 
ausweist. Ich glaube, dass das eine andere Debatte ist, weil es hier ja nicht um die Staats-
angehörigkeit geht. Die Staatsangehörigkeit ist deutsch. Unser Grundgesetz sagt: Wer 
einen deutschen Pass hat, ist deutsch. – Deshalb ist das eine andere Debatte, weil wir 
hiermit eine andere Kategorie aufmachen, die, so glaube ich, unser Grundgesetz so nicht 
hergibt. 

Ich habe gut zugehört, aber ich bleibe dabei, dass ich das weiterhin ablehne.  
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Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Frau Kollegin Dr. Höller. – Als Nächstes 
hat Herr Kollege Golland das Wort. 

Gregor Golland (CDU): Wir unterstützen die Maßnahme von Minister Reul ausdrück-
lich. – Frau Kampmann, es wird Ihnen nicht gelingen, mit den immer gleichen billigen 
Rassismusvorwürfen einen Keil in unserer Koalition zu treiben. 

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD]) 

Wenn das erfolgreich wäre, dann müssten Sie bei den Kommunalwahlen super Ergeb-
nisse im Ruhrgebiet erzielen. Die werden Sie nicht kriegen. Sie wissen genau, warum: 
Weil Sie das Thema „Clankriminalität“ über Jahrzehnte aus genau diesen Gründen 
totgeschwiegen haben.  

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD]) 

Sie haben es totgeschwiegen, es ignoriert, es geleugnet, und als es nicht mehr ging, 
haben Sie hektisch versucht, irgendwelche Maßnahmen mit Ihrem ehemaligen, ge-
scheiterten Innenminister auf den Weg zu bringen.  

(Christina Kampmann [SPD]: Darum geht es jetzt nicht, Herr Golland!) 

Und es ist wieder der gleiche Fehler. Was haben Sie denn gegen Transparenz und 
Offenheit? Da werden einfach nur Tatsachen beschrieben, nichts anderes. Ich traue 
den Menschen da draußen, der Bevölkerung, sehr wohl zu, dass sie das klar differen-
zieren kann, dass sie diese Zahlen auch interpretieren kann. Dafür braucht sie keine 
Handlungsanweisungen von Politikern wie Ihnen.  

Die Erfassung von Mehrfachstaatsangehörigkeiten zeigt eigentlich ein ganz anderes 
Problem, nämlich: Was bedeuten Mehrfachstaatsangehörigkeiten eigentlich? Sie wis-
sen, dass unsere Partei nie ein Freund davon war, weil die Fragen doch lauten: Zu 
wem stehe ich denn jetzt eigentlich? Wo liegt meine Loyalität?  

Und in der Tat kann der Straftäter – das sehen wir auch in den weiteren Berichten –, 
der eine weitere Staatsangehörigkeit hat, diese zum Beispiel nutzen, um sich ins Aus-
land abzusetzen. Deswegen ist es, und da stimme ich Julia Höller ausdrücklich zu, von 
absoluter Relevanz für die Ermittlungsbehörden, für die Polizei und auch für die Justiz, 
davon Kenntnis zu haben. Das ist der eine Aspekt.  

(Christina Kampmann [SPD] hält Rücksprache.) 

Ich bin aber genauso dafür – Frau Kampmann hört nicht zu; das ist aber auch egal –, … 

(Christina Kampmann [SPD]: Doch! Ich höre Ihnen zu!) 

– Nein, Sie hören mir nicht zu.  

(Andreas Bialas [SPD]: Jetzt nimmt es hier aber langsam persönlich 
widrige Ebenen an!) 

Deswegen ist es aber genauso wichtig, diese Dinge auch offen anzusprechen. Oder 
haben Sie Angst vor der Realität, vor der bitteren Wahrheit? Nein, ich glaube, wir wissen 
sehr wohl zwischen der übergroßen Mehrheit der Menschen, die mehrere Pässe haben 
und sich hier völlig korrekt verhalten, und denjenigen, die es nicht tun, zu unterscheiden. 
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Ich habe davor überhaupt keine Angst. Warum soll man das nicht benennen? Tun Sie 
das nicht, werden nur radikale Parteien stärker, die damit ihr Spiel spielen. Das ist 
genau der Punkt. Ihr ganzes Verschweigen, Ihre ganze politische Korrektheit haben 
nicht dazu geführt, dass radikale politische Parteien kleiner geworden sind, sondern 
sie sind immer größer geworden.  

(Benedikt Falszewski [SPD]: Nein! Ihr habt dafür gesorgt! Verdoppelt 
hat sich das!) 

Die Quittung dafür kriegen Sie am Sonntag. 

(Zurufe) 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Kollege Golland. – Ich darf um Ruhe 
im Saal bitten. Das Wort hat jetzt allein Herr Kollege Dr. Pfeil.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Frau Vorsitzende, vielen Dank. – Die Frage, die hier diskutiert 
wird, ist nicht einfach zu beantworten. Aber Bürgerinnen und Bürger haben einen An-
spruch auf Transparenz. Wir hier sind Vertreter der Bürgerinnen und Bürger von Nord-
rhein-Westfalen. Manche Entscheidungen kann man erst dann nachvollziehen oder viel-
leicht einer im Sinne einer politischen Diskussion richtigen Lösung zuführen, wenn alle 
wissen, worüber wir sprechen. Dazu gehören manchmal auch Statistiken und ganz ein-
fache Zahlen. Wie diese Zahlen eingeordnet werden müssen, ist Sache der Bürgerinnen 
und Bürger, möglicherweise mit politischer Unterstützung.  

Ich finde nicht verkehrt, was der Innenminister macht. Nein, ich finde es richtig, weil 
wir nicht verschweigen dürfen, worüber andere reden und das zu unserem Nachteil 
nutzen.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Kollege Dr. Pfeil. – Als Nächstes 
hat Frau Kollegin Müller-Witt das Wort.  

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Frau Vorsitzende! Ich möchte mich Frau Höller aus-
drücklich anschließen. Das ist eine ganz schwierige Situation. Die doppelte Staatsbür-
gerschaft, um die es hier gerade geht, wird offensichtlich in den Kontext einer bestimm-
ten Tendenz zu einem bestimmten Verhalten gesetzt und damit offensichtlich zu einem 
Makel für Menschen, die in unserem Land leben.  

(Zuruf von Sascha Lienesch [CDU]) 

Ich glaube, Sie machen sich keine Gedanken, welche Menschen in unserem Land aus 
welchem Grund eine doppelte Staatsbürgerschaft haben. Das sind zum Teil Men-
schen, die gar nicht aus ihrer Staatsbürgerschaft entlassen werden können, selbst 
wenn sie es gerne wollten, weil sie schon lange mit ihrem Land gebrochen haben. Die 
haben keine Chance.  

Es gibt andere Menschen in diesem Land, die sich langsam aber sicher nicht mehr 
sehr wohl fühlen und dann, wenn sie nach Israel reisen, weil sie jüdischen Glaubens 
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sind, die israelische Staatsangehörigkeit zusätzlich annehmen, weil sie einen Zu-
fluchtsort suchen.  

Das gesamte Spektrum umfasst Menschen mit ganz unterschiedlichen Motivationen 
und Gründen, die eine oder mehrere Staatsangehörigkeiten haben. Ich finde es ganz 
schwierig, wenn man durch diese Debatten Menschen in eine bestimmte Verdachts-
ecke schiebt. Ich finde es nicht gut unseren Mitbürgern gegenüber, die aus ganz un-
terschiedlichen Gründen eine zweite Staatsangehörigkeit haben, diese in eine be-
stimmte Ecke zu schieben. Wir sollten uns das wirklich gründlich überlegen.  

Ich bin genauso wie Frau Höller dagegen, weil ich keinen Grund sehe, warum man 
das machen sollte. Ich schließe mich auch Frau Kampmann an: Das ist für mich eine 
Diskriminierung von Menschen. Wir sollten diese Art des Umgangs nicht pflegen, weil 
das an andere Zeiten erinnert.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Frau Kollegin Müller-Witt. – Ich sehe 
keine weiteren Wortmeldungen. Dann hat Herr Minister Reul das Wort.  

Minister Herbert Reul (IM): Ich bedanke mich dafür, dass ich noch mal darauf ant-
worten darf.  

Erstens. Es geht nicht um alle Leute, sondern um Verdächtige – nur, um es mal ein-
zugrenzen.  

(Gregor Golland [CDU]: Genau! Tatverdächtige! – Zuruf von Elisabeth 
Müller-Witt [SPD]) 

Zweitens. Was ich sehr hilfreich fand, Frau Dr. Höller, auch wenn wir da verschiedene 
Meinungen haben, aber eben nicht generell, sondern … 

(Nadja Lüders [SPD]: Das ändert doch an der Straftat nichts! – 
Thomas Schnelle [CDU]: Alter und Geschlecht auch nicht!) 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich darf darum bitten, dem Minister zuzuhören. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich darf noch mal versuchen, abzuschichten, weil es dann 
manchmal leichter ist. Dann gibt es immer noch Unterschiede, aber sie sind vielleicht 
nicht so fundamental, wie sie im ersten Moment aussehen.  

Ich fand den Hinweis wichtig, dass Sie sagen, dass es für die Ermittlungen, Stichwort 
„ViVA“, wichtig sein kann, die Daten festzuhalten; das bestreitet man nicht.  

(Christina Kampmann [SPD]: Ja!) 

Dann gibt es an der Stelle schon mal keinen Konflikt. Es reduziert sich – das ist nicht 
unwichtig – auf die Frage: In der Statistik veröffentlichen, ja oder nein?  

(Christina Kampmann [SPD]: Im Nachgang! – Elisabeth Müller-Witt 
[SPD]: Genau!) 
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Das sind zwei Baustellen. Das heißt: dass wir die erfassen, ist schon mal richtig oder 
kann notwendig sein. Das können wir ja sehen. Die Frage, die Frau Kampmann gestellt 
hat, ob das überhaupt Sinn macht, ist damit erstmal erledigt. Na ja, erledigt ist sie nie, 
aber sie ist damit zumindest so beantwortet, dass keiner bestreitet, dass die Erfassung 
in ViVA klug ist – einfach, um sie zu haben. Das ist das Erste.  

Die Streitfrage betrifft die PKS. Ich würde Frau Müller-Witt gerne noch zustimmen: Na-
türlich sind die Gründe, warum man zwei, drei oder wie viele Staatsbürgerschaften 
auch immer hat, total verschieden. Es ist auch klug, darauf hinzuweisen, weil man 
damit nicht unterstellen kann, dass jemand nur deswegen ein Böser ist, weil er sie hat. 
Das ist Unsinn. Das ist auch das, was mich belastet. Das will ich damit überhaupt nicht 
machen. Die Absicht habe ich nicht.  

Mich treibt eher das um, was Herr Dr. Pfeil vorgetragen hat, und zwar seit langer Zeit. 
Mich treibt um, dass wir in unserer Gesellschaft einen wachsenden Teil von Leuten 
haben – ich sage es jetzt klar –, der mich sehr beunruhigt, und zwar nicht nur Funkti-
onäre, sondern auch Wählerinnen und Wähler und Stimmungen. Ich habe große Sor-
gen davor, was am Sonntag noch läuft. Ich frage mich die ganze Zeit, woran das liegt 
Es gibt nicht einen Grund, aber einer der Gründe könnte sein – das ist meine Vermu-
tung; ich kann das nicht beweisen –, dass die Leute das Gefühl haben, dass wir nicht 
immer alles sagen, was sie empfinden.  

Ein ähnliches Argument gab es schon bei der Clandiskussion. Auch da kann man zu 
Recht sagen, dass durch familiengebundene Namen alle Menschen stigmatisiert wer-
den, die diesen Namen haben. Das stimmt; ich weiß das. Das ist wahr; das ist ein 
Problem. Umgekehrt habe ich nur für mich, nur für diesen klitzekleinen Bereich, aber 
jetzt erlebt, dass die Menschen, mit denen ich zu tun habe, mir gesagt haben: Gut, 
dass das mal einer sagt. Wir sind ja nicht alle blöd. Das Problem wird wenigstens 
gesehen. 

Ich hoffe – das ist jetzt nur ein Hoffen –, dass man an der Stelle nochmal eine Ecke 
zumacht und sagt: Ihr braucht euch nicht von irgendwelchen Typen sagen zu lassen, 
wir würden euch was verheimlichen. Wir legen alles transparent dar. – Da stößt man 
an Grenzen. Das ist immer ein Problem, mit welcher Transparenz man was bewirkt. 

(Nadja Lüders [SPD]: Das wird nicht funktionieren!) 

– Wir werden sehen, ob ich mich irre oder nicht. Ich behaupte auch nicht, dass ich der 
Einzige bin, der genau weiß, dass es richtig ist. Ich glaube, dass es richtig ist, weil mir 
die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass das etwas vorsichtige Umgehen auf jeden 
Fall keine Lösung war, da die Zahl derjenigen, die uns nicht mehr vertrauen, immer 
größer wurde. Vielleicht lohnt es sich also wirklich, mal den anderen Weg zu gehen.  

Frau Kampmann, Sie haben Recht: Das ist ein Alleingang; das stimmt. Das ist nicht 
optimal. Schöner ist es, wenn man mit mehreren zusammenarbeitet, aber ich habe 
schon ein paar Alleingänge hinter mir. Das war nicht immer nur schlimm. Manchmal 
muss man das machen. Es kann auch sein, dass man dafür nachher auf Deutsch ge-
sagt die Strafe zahlt, weil die Leute sagen: „So geht das nicht“, aber man muss es 
manchmal versuchen. Wir waren die Ersten, die eine Messerstatistik hatten. Auch da-
ran wollte niemand.  
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(Olaf Lehne [CDU]: So ist es!) 

Ein letztes Beispiel, ein letzter Satz – nur, damit er mal gesagt ist; ansonsten könnte 
ich nicht einigermaßen ruhig nach Hause gehen. Frau Kampmann, ich hätte nur die 
Bitte, dass wir uns gegenseitig nicht unterstellen, irgendjemand schüre Rassismus. 
Das mache ich garantiert nicht. Die Jahre, die ich hier im Amt bin, habe ich alles andere 
gemacht, als Rassismus zu schüren.  

Das ist keine Maßnahme, die Rassismus schüren soll, und, so hoffe ich, das auch 
nicht tut. Ich kann es aber nicht ganz ausschließen, das stimmt. Das kann man nie 
ganz ausschließen. Ich kann nur versuchen, es jetzt zu erklären. Dass verschiedene 
Positionen bleiben, finde ich nicht dramatisch; das ist nicht die Welt. Wir alle müssen 
sorgfältig im Auge behalten, wie sich das entwickelt.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Minister. – Nun hat erneut Frau 
Kollegin Kampmann das Wort.  

Christina Kampmann (SPD): Ihren Alleingang beim Thema „Messerstatistik“ hat die 
SPD damals mit einem Antrag angeregt, Herr Reul – das vielleicht noch zur Vollstän-
digkeit.  

Meine Fragen wurden noch nicht beantwortet. Deshalb wiederhole ich sie. Ich sage 
aber auch ganz klar: Aus meiner Sicht ist es nicht unsere Aufgabe als Politik, das zu 
sagen, was Menschen empfinden, sondern die wollen ihre Probleme gelöst haben. 
Dazu gehört auch, zu gucken, was die Wissenschaft sagt, und die sagt immer wieder, 
dass es diesen Zusammenhang zwischen Herkunft und Kriminalität nicht gibt. Deshalb 
lautet mein Vorschlag, wenn Sie die AfD kleiner machen wollen: Sagen Sie das doch 
einfach mal ganz deutlich den Menschen, und sagen Sie dann, dass wir an die sozialen 
Ursachen von Kriminalität ran müssen. Das bestätigen Ihnen alle, die dazu forschen. 
Deshalb wäre das vielleicht ein erster Schritt.  

Jetzt noch mal zu meinen Fragen. Ich hatte zum einen gefragt, wie viele Straftaten 
mehr denn seit der Erfassung der Mehrstaatlichkeit aufgeklärt wurden. Dann habe ich 
gefragt, was Sie dagegen tun, damit es eben nicht zu Diskriminierung von Menschen 
kommt, welche Maßnahmen Sie diesbezüglich angeregt haben, und warum Sie Ihren 
Koalitionspartner trotz der unglaublich guten Argumente, die hier ausgeführt wurden, 
vorher nicht informiert haben.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Frau Kollegin Kampmann. – Weitere 
Wortmeldungen gibt es nicht. – Herr Minister Reul.  

Minister Herbert Reul (IM): Erstens. Ich habe in der Regel nicht, noch nie in den 
letzten acht Jahren, über jeden einzelnen Erlass jeden Koalitionspartner, übrigens 
auch meine eigene Fraktion, informiert; das nennt man Verwaltungshandeln.  

(Benedikt Falszewski [SPD]: Okay!) 
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Zweitens. Zu der Statistik. Ich kann Ihnen keine Auskunft zu der Frage geben, ob und 
wie sich diese Zahlen entwickelt haben, weil das alles frisch ist. Es tut mir leid, das geht 
nicht.  

Drittens. Was tue ich gegen Rassismus? Dadurch, wie ich Politik mache, tue ich nach 
meinem Gewissen das mir Mögliche, um gegen Rassismus vorzugehen. Am besten 
ist es, ein gutes Beispiel abzugeben. Ich bemühe mich darum. Ich weiß nicht, ob ich 
es immer richtig mache, aber ich habe im Moment den Eindruck, dass ich ein kleines 
Stück vorankomme.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Minister. – Herr Kollege Golland.  

Gregor Golland (CDU): Ich muss dem widersprechen, dass die Wissenschaft zu 100 % 
die Meinung vertritt,  

(Christina Kampmann [SPD]: Überwiegend!) 

dass Kriminalität diese eine Ursache hätte oder nur aufgrund sozialer Aspekte zustande 
kommt. Das ist schlichtweg falsch; das wissen Sie. Sie behaupten das für sich – das 
können Sie tun –, aber es trifft trotzdem nicht zu.  

Noch mal: Sie haben Angst vor der Realität; Sie haben Angst vor der Transparenz. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: So ein Quatsch! – Christina Kampmann 
[SPD]: Geben Sie doch mal Beispiele!) 

Sie versuchen, Probleme wegzuignorieren, und trauen den Menschen draußen nicht 
zu, sich ein eigenes Bild zu machen.  

(Benedikt Falszewski [SPD]: Alles Unterstellungen!) 

Die Menschen brauchen keine Bevormundung und auch keine Einordnung von Ihnen.  

(Christina Kampmann [SPD]: Es wäre schön, wenn der Innenminister 
das einordnen würde!) 

Ich glaube, die können das sehr wohl selbst tun. Die können sehr klar zwischen Gut 
und Böse differenzieren; dafür braucht man das nicht.  

Ich finde es schon ein bisschen hart, dieser Vorwurf mit jemandem aus Israel, der 
einen zweiten Pass hat. Gucken Sie sich doch mal die Kriminalitätsstatistik an! Wir 
haben ja hier ein paar drin: Da ist kein einziger Israeli dabei. Da sind aber ganz viele 
Staaten dabei, wo sie den Pass locker zurückgeben könnten, wenn sie wollten, aber 
dass sie das nicht tun… 

(Nadja Lüders [SPD]: Ah!) 

– Ja, Moment: Die könnten den anderen Pass abgeben. Das tun sie nicht. Das kann 
ich sogar verstehen; es ist ja auch nett, wenn man zwei Pässe hat, ne?  

(Nadja Lüders [SPD]: Der Entzug der deutschen Staatsangehörigkeit! 
Das ist das Ziel! – Christina Kampmann [SPD]: Entlarvend!) 

– Nee, nee, nee. Das ist jetzt wieder die Interpretation.  
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Wir kommen ja auch nicht auf die Idee, nur die ausländische Staatsangehörigkeit zu 
zählen, oder? Das tun wir aus guten Gründen nicht. Deswegen sollte man auch beide 
zählen. Sie haben nun mal beide Pässe, aus welchen Gründen auch immer. Was ist 
das Problem, die Wahrheit so zu benennen, wie sie ist? Was ist das tiefergehende 
Problem? Aber das werden Ihnen die Wähler schon beantworten.  

(Benedikt Falszewski [SPD]: Ihnen auch!) 

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Herr Kollege Golland. – Jetzt hat noch 
einmal Frau Kollegin Müller-Witt das Wort, und dann kommen wir vielleicht zum Ende 
dieses Tagesordnungspunkts.  

(Andreas Bialas [SPD]: Ja! Das wäre schön!) 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Der Kollege Golland stellte die Frage, was das Problem 
sei. Ich kann Ihnen sagen: Reden Sie mal mit Menschen, die nicht straffällig sind, aber 
zwei Staatsangehörigkeiten haben. Die fühlen sich mit diesem Erlass als Deutsche 
zweiter Klasse. Das ist so. Reden Sie mit den Menschen.  

(Gregor Golland [CDU]: Die finden das super! – Zuruf von Olaf Lehne 
[CDU]) 

Ich habe einen größeren Freundeskreis, in dem auch einige Leute sind, die mehrere 
Staatsangehörigkeiten haben. Das ist so. Sie fühlen sich diskriminiert und als Deut-
sche zweiter Klasse. Damit müssen sie jetzt leben.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herzlichen Dank, Frau Kollegin Müller-Witt. – Wir sind 
am Ende des Tagesordnungspunkts angekommen. 
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15 Polizistin unter Spionageverdacht (Bericht beantragt von der Fraktion der FDP 

[siehe Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4211  

Dr. Werner Pfeil (FDP) fragt nach der Anzahl der sicherheitsüberprüften Personen mit 
personellem Zugang oder digitalem Zugriff auf die polizeiliche Informationstechnik, ob 
eine Auswertung der Protokollierung von Datenbankzugriffen erfolgt sei und in wel-
chen Zeitraum eine Protokollierung von Datenbankzugriffen erfolge. 

LKD Markus Gemünd (IM) antwortet, die Zahl der Sicherheitsüberprüften nicht nen-
nen zu können und nicht zu wissen, ob eine derartige Auswertung überhaupt geleistet 
werden könne. Eine auf Einzelfälle bezogene Auswertung von Datenbankzugriffen sei 
möglich und erfolge als grundsätzliche Ermittlungshandlung. Zum Zeitraum der Proto-
kollierung von Datenbankzugriffen könne er keine Auskunft geben. 

Anhand des vorliegenden Falls werde deutlich, wie konkret die Bedrohung der Demo-
kratie von außen bzw. durch fremde Staaten und wie notwendig ein entsprechender 
Schutz der Demokratie gegen innere wie äußere Einflüsse seien, so Dorothea Dep-
permann (GRÜNE). Sie wünsche zu erfahren, ob die in Rede stehende Polizistin allein 
gehandelt habe oder ob es weitere Verdächtige gebe. 

LKD Markus Gemünd (IM) entgegnet, hierauf keine Antwort geben zu können, da das 
durch den Generalbundesanwalt geführte Ermittlungsverfahren andauere. 
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16 Welche deutschen oder europäischen Alternativen gibt es zur Analyse-

Software des Unternehmens Palantir und wie ernsthaft werden diese Alter-
nativen für eine Verwendung geprüft? (Bericht beantragt von der Fraktion der 
SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4193  

Laut der Vorlage ließen aktuelle Marktbeobachtungen vorbehaltlich einer eingehenden 
Prüfung der Anforderungen der Polizei Nordrhein-Westfalen vermuten, dass es Alter-
nativen zu der Software des Unternehmens Palantir geben könnte, leitet Christina 
Kampmann (SPD) ein. Sie interessiere, ob es konkrete, zeitnah verfügbare Alternative 
gebe und ob andere Staaten oder Bundesländer solche bereits nutzten. 

Meldungen aus Hessen zufolge habe jüngst ein Anschlag auf den US-Präsidenten 
mithilfe von Palantir-Software verhindert werden können. Sie wünsche die Zahl der 
verhinderten Anschläge oder anderer Straftaten durch entsprechende Software in 
Nordrhein-Westfalen zu erfahren. 

Weiterhin möge Minister Herbert Reul (IM) seine Einschätzung über den Grad der di-
gitalen Souveränität der Polizei Nordrhein-Westfalen abgeben.  

Im Jahr 2023 hätten sich sieben deutsche IT-Unternehmen zusammengeschlossen, 
um eine Alternative zu der Software von Palantir zu entwickeln. Da jedoch kein Bun-
desland einen entsprechenden Auftrag erteilt habe, sei das Projekt gescheitert, und 
das, obwohl Minister Herbert Reul (IM) in der Sitzung des Innenausschusses vom 3. 
Juli 2025 gesagt habe, dass eine Alternative in Deutschland oder Europa entwickelt 
werden sollte. Sie wünsche die Gründe hierfür zu erfahren und ob dem Minister das 
Projekt bekannt gewesen sei. 

Im Nachgang eines Treffens zwischen Markus Söder und dem Chef von Palantir im 
Jahr 2020 sei eine Ausschreibung geändert worden. Sie interessiere, ob sich Minister 
Herbert Reul (IM) oder ein anderes Mitglied der Landesregierung mit Personal von 
Palantir getroffen habe. 

Dankenswerterweise werde deutschen Behörden seitens der USA ermöglicht, Software 
von Palantir einzusetzen, um hiermit schwerste Straftaten wie terroristische Anschläge 
oder Kindesmissbrauch zu verhindern bzw. aufzuklären, so Gregor Golland (CDU). 
Statt ihre Nutzung zu verurteilen, sei sie im Sinne der Opfer bzw. potenzieller Opfer 
vielmehr zu begrüßen.  

Zwar befürworte er die Entwicklung einer eigenständigen deutschen Lösung, halte die 
Wahrscheinlichkeit hierfür aber mit Blick auf Erfahrungen hinsichtlich Eigenentwicklun-
gen im Bereich der sozialen Medien für begrenzt. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) verweist darauf, dass ein gemeinsames Ziel bestehe, Kri-
minalität zu verhindern und die Bevölkerung Nordrhein-Westfalens so gut wie möglich 
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zu schützen. Hierfür müsse die Polizei vorhandene Daten bestmöglich und so grund-
rechtsensibel wie möglich nutzen können. Im Rahmen dieses Spannungsverhältnisses 
sei zu überlegen, wie dies gelingen könne. Mit Blick auf das Unternehmen Palantir 
müssten in diese Überlegungen sowohl die dahinterstehenden Personen wie Peter 
Thiel als auch die Möglichkeiten der entsprechenden Software einbezogen werden.  

Vor diesem Hintergrund begrüße sie die im Ministerium des Innern stattfindende inten-
sive Suche nach einer effektiven und gleichzeitig grundrechtsensiblen Lösung für die 
Landespolizei, bei der auch deutsche oder europäische Alternativen eine Rolle spielten. 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, dass der Jahr 2020 über eine Laufzeit von fünf 
Jahren abgeschlossene Vertrag mit dem Unternehmen Palantir jüngst lediglich um ein 
Jahr verlängert worden sei, um möglichst flexibel auf eine ähnliche leistungsstarke Al-
ternative zu der Software dieses Unternehmens wechseln zu können, sobald sie vor-
handen sei. Das Hauptaugenmerk bei der Auswahl einer entsprechenden Software 
liege nicht auf der Frage nach ihrer Herkunft, sondern auf ihren Fähigkeiten und ihrer 
sicheren Verwendung. Letzteres habe im Falle von Palantir durch die Vertragsgestal-
tung sichergestellt werden können.  

Ursprünglich hätten alle Bundesländer und der Bund Software von Palantir einführen 
wollen, jedoch sei dies schlussendlich nur in Hessen, Nordrhein-Westfalen und Bayern 
geschehen. Angesichts der Entwicklungen in den USA hätten die personellen Hinter-
gründe von Palantir inzwischen zu einem Umdenken im Rahmen der Innenminister-
konferenz geführt. Demnach werde eine deutsche, zumindest aber europäische Alter-
native favorisiert. Diese gebe es bislang jedoch nicht. 

Er präferiere eine deutsche Lösung, nicht zuletzt aufgrund der zu erwartenden, damit 
einhergehenden inländischen Wertschöpfung. Bis es diese gebe, dürfe allerdings nicht 
nichts unternommen werden. Auch daher werde im Rahmen kurzer Vertragslaufzeiten 
weiter an Palantir festgehalten. Währenddessen müsse weiter nach einer Alternative 
gesucht werden. Hierfür bzw. für deren technische Prüfung sei nicht er als Minister, 
sondern das LZPD zuständig.  

Christina Kampmann (SPD) wiederholt ihre Frage, ob sich der Minister oder andere 
Mitglieder der Landesregierung mit Personen aus der Führung von Palantir getroffen 
oder Gespräche mit diesen geführt hätten. – Minister Herbert Reul (IM) erwidert, dies 
nicht getan zu haben. 
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17 Was unternimmt die Landesregierung gegen illegale Autorennen? (Bericht 

beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4194 

– keine Wortbeiträge 
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18 Schießerei in der Gelsenkirchener Innenstadt (Bericht beantragt von der Frak-

tion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4215 
Vertrauliche Vorlage18/166 

– keine Wortbeiträge 
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19 Aktuelle Drop-out-Quote bei der Polizei und Anpassung der Ausbildungs-

kapazitäten an die gestiegenen Einstellungszahlen (Bericht beantragt von der 
Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4195 

– keine Wortbeiträge 
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20 Auseinandersetzungen bei einer „Anti-Kriegs-Demo“ in Köln (Bericht bean-

tragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 5]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4208  

Andreas Bialas (SPD) dankt den Einsatzkräften und wünscht den Verletzten eine gute 
Genesung.  

Auch Gregor Golland (CDU) spricht den Einsatzkräften seinen Dank aus. Diese ver-
teidigten auch die Freiheit derjenigen, die eben jene Freiheit bekämpften. Dass es 
ausgerechnet bei einer Antikriegsdemo zu Gewalt gekommen sei, entbehre nicht einer 
gewissen Ironie. 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

5 Anlagen 
08.10.2025/28.10.2025 
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Frau 

Angela Erwin (MdL)  

Vorsitzende des Innenausschusses  

Platz des Landtags 1  

40221 Düsseldorf 

Beantragung einer aktuellen Viertelstunde für die Sitzung des 
Innenausschusses am 11.09.2025 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusses am 

11.09.2025 jeweils eine aktuelle Viertelstunden gemäß § 60 der Geschäftsordnung des 

Landtags NRW zu folgenden Themen:  

1. Strafrechtliche Ermittlungen gegen Polizeibeamte aus Düsseldorf 

Nach aktuellen Pressemeldungen sollen gegen mehrere Polizeibeamte des Polizeipräsidiums 

Düsseldorf strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet worden sein. Vier von ihnen stehen 

demnach im Verdacht, gezielt Strafanzeigen sowie vermeintliche Ordnungswidrigkeiten gegen 

albanische Staatsbürger konstruiert zu haben, um von diesen Sicherheitsleistungen zu 

verlangen. Teile der erhobenen Geldbeträge sollen sie sich unrechtmäßig angeeignet haben. 

Zudem sollen sie eine Festnahme ohne rechtliche Grundlage vorgenommen haben. 

Auch gegen sechs weitere Polizeibeamte seien Ermittlungen aufgenommen worden. Ihnen 

werde zur Last gelegt, das mutmaßlich rechtswidrige Verhalten ihrer Kollegen trotz Kenntnis 

nicht gemeldet zu haben. 

Zudem sollen im Waffenfach eines der beteiligten Beamten Drogen gefunden worden sein.  

Die Vorfälle sollen nach den Presseberichten bereits Anfang August bekannt geworden sein. 

Sie seien jedoch bislang nicht durch das Innenministerium öffentlich gemacht worden. 

05.09.2025 
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Wir bitten die Landesregierung, im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde dem 

Innenausschuss über den Vorfall zu berichten. 

2. Messerangriff auf eine Lehrerin an einem Berufskolleg in Essen 

In einem Berufskolleg in Essen ist nach Pressemeldungen vom 05.09.2025 eine Lehrerin mit 

einem Messer attackiert und verletzt worden. Wie aus Sicherheitskreisen verlautete, soll es 

sich bei dem Täter um einen Schüler der Schule handeln. Bei der Festnahme des Täters sollen 

die beteiligten Polizeibeamten Schusswaffen eingesetzt haben. Dabei sei der Tatverdächtige 

verletzt worden. Die angegriffene Lehrerin sei nach rettungsdienstlicher Versorgung vor Ort 

zur weiteren Behandlung in ein Krankenhaus gebracht worden. In Sicherheitskreisen werde 

davon ausgegangen, dass die Lehrerin gezielt attackiert wurde.  

Wir bitten die Landesregierung, im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde dem 

Innenausschuss über den Vorfall zu berichten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Christina Kampmann 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Merz, wurden dort Parolen wie „Merz aufs Maul" und „Antifa in die Offensive" angebracht. 

„rechtsstaatlich bed 

Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung einer weiteren aktuellen Viertelstunde für die Sitzung des 
Innenausschusses am 1111.0.09.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses am 

1111.09.2025 eine weitere aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 der Geschäftsordnung des 

Landtags NRW zu folgendem Thema: 

Unrechtmäßige Hausdurchsuchung bei einer 17- jährigen Jugendlichen aus Menden

Bei einer 1717-jährigen Jugendlichen aus dem sauerländischen Menden hat eses am 01.04.2025 

eine offenbar rechtswidrige Hausdurchsuchung gegeben. In diesem Zusammenhang 

beschchlagnahmten Polizeibeamte bei der damals kukurz vor dem Abitur stehenden örtlichen 

Juso-Vorsitzenden ihren Laptop, ihr Handy sowie mehrere Notizbücher. 

Die Jugendliche wurde fälschlicherweise verdächtigt, für politische Schmierereien an der 

Schützenhalle in Menden verantwortlich zu sein. Ende Januar 2025, kurz vor einem 

Wahlkampfauftritt des damaligen Kanzlerkandidaten und heutigen Bundeskanzlers Friedrich 

Der Durchsuchungsbeschluss wurde vom Amtsgericht Arnsberg erlassen. Direktorin des 

Amtsgerichts ist die Ehefrau des Bundeskanzlers, Charlotte Merz. Unterschrieben hahatte das 

Dokument ein Richter auf Probe. Gegen den Durchsuchungsbeschluss wurde Beschwerde 

eingelegt, worauf das Landgericht Arnsberg ihn im Nachhinein als rechtswidrig bewertete.

Demnachch gab es gegen die 17-jährige Juso-Vorsitzende keinen einzigen stichhaltigen 

Verdacht. Auch die Art, wie der Beschluss zustande gekommen ist, wurde vom Landgericht 

als enklich gewertet, da sie ohne Beteiligung deder Staatsanwaltschaft 

erfolgt sei. Die Polizei soll die Durchsuchung bei Gericht demnach "angeregt" und dazu

08.09.2025
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vermerkt haben, dass sich die Staatsanwaltschaft dem ananschließe. Der zuständige

Ermittlungsrichter hahabe jedoch später eingeräumt, dass er gar keinen Kontakt zur 

Staatsanwaltschaft hatte. 

Zudem sind Zweifel an der Unabhängigkeit eines Polizeibeamten auaufgetreten, der in den 

Ermittlungen auftaucht. Dabei soll es sich um ein CDU-Mitglied im Mendener Stadtrat 

handeln. Der Mann soll zudem Vorstandsmitglied des Schützenvereins sein, dessen Halle mit 

den Parolen beschmiert worden war. Nach Recherchen des WDR-Magazins soll 

der Polizeibeamte im Januar eine Zeugin des Vorfalls befragt haben, deren Aussage für die 

Durchsuchung mimitursächlich gewesen sein soll, später aber im Rahmen des 

Beschwerdeverfahrens vom Landgericht als nicht stichhaltig gewertet wurde. 

Angesichts der Erheblichkeit des Vorfalls und der wichtigen Rolle, die auch die Polizei im 

Rahmen dieses Vorgangs gespielt hat, bitten wir um einen Bericht der Landesregierung im 

Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde im Innenausschuss.

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann

Landtag Nordrhein-Westfalen
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An die 
Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

27.08.2025  

Berichtswunsch für die Sitzung des Innenausschusses am  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die oben genannte Sitzung des Innenausschusses beantragen wir im Namen der 
Fraktionen der CDU und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN folgenden 
Tagesordnungspunkt: 

Einsatz nordrhein-westfälischer Kräfte bei der Waldbrandbekämpfung in Spanien 

Auf Anforderung der spanischen Behörden im Rahmen des EU-
Katastrophenschutzverfahrens ist das vom Land Nordrhein-Westfalen gemeldete 
Waldbrandmodul nach Spanien entsandt worden. Der Konvoi aus insgesamt 67 
Einsatzkräften, 21 Fahrzeugen und drei Anhängern umfasst haupt- und ehrenamtliche 
Feuerwehrkräfte der Feuerwehren Bonn, Düsseldorf Königswinter, Leverkusen und 
Ratingen mit der Unterstützung von Feuerwehr-Einsatzkräften aus Niedersachsen. Sie 
werden von einer Versorgungseinheit der Johanniter-Unfall-Hilfe (JUH) sowie 
Fachberatern der Hilfsorganisation @fire begleitet. 

Bereits seit 2019 ist das NRW-Waldbrandmodul Teil des europäischen 
Katastrophenschutzverfahrens. Es handelt sich nunmehr um den dritten Auslandseinsatz 
nach Einsätzen in Griechenland (2021) und Frankreich (2022). Erst im Juni 2023 wurde 
das Modul nach einer mehrtägigen Übung in Portugal von der EU offiziell zertifiziert. 

Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN danken allen eingesetzten 
Kräften ausdrücklich für ihr Engagement und ihren selbstlosen Einsatz unter schwierigen 
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Bedingungen. Ihr Beitrag ist ein eindrucksvolles Zeichen europäischer Solidarität und 
verdient höchste Anerkennung. 

Wir bitten die Landesregierung um einen Bericht zu diesem Auslandseinsatz. 
Insbesondere erbitten wir eine Darstellung zu: 

· Zusammensetzung, Struktur und Aufgaben des eingesetzten Waldbrandmoduls, 
· Verlauf des Einsatzes in Spanien einschließlich der konkreten Einsatzlage, 
· Zusammenarbeit mit den spanischen Behörden sowie mit weiteren europäischen 

Kräften, 
· gewonnenen Erkenntnissen für künftige Einsätze und die Stärkung der 

Waldbrandbekämpfung in NRW. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Christos Katzidis MdL  Dr. Julia Höller MdL 
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Marc Lürbke

Innenpolitischer Sprecher

FDP-Landtagsfraktion NRW 

marc.luerbke@landtag.nrw.de 

T: 02 11 | 884 4462 

F: 02 11 | 884 3662 

Düsseldorf, den 29. August 2025 

Beantragung von schriftlichen Berichten für die Sitzung des Innenausschusses am 
11. September 2025 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der FDP-Landtagsfraktion NRW beantrage ich für die kommende Sitzung des 

Innenausschusses folgende schriftliche Berichte: 

1. Russische Spionagedrohnen auch über Nordrhein-Westfalen? 

Der Innenausschuss hat sich auf Antrag der FDP bereits in seinen Sitzungen am 
23.01.2025 und 15.05.2025 mit den Drohnenaktivitäten über Nordrhein-Westfalen 
befasst. 
In den vergangenen Wochen verdichteten sich bundesweit Medien- und 
Behördenhinweise, dass Drohnen systematisch Routen, Verladepunkte und Anlagen 
auskundschaften, die mit Militärtransporten und Kritischer Infrastruktur (KRITIS) in 
Verbindung stehen. Recherchen u. a. der WirtschaftsWoche1 und der New York Times
sprechen von Spionagezwecken mit möglichem Bezug russischer Akteure. 
Ein internes Lagebild des BKA nennt für das 1. Quartal 2025 innerhalb von drei Monaten 
536 verdächtige Drohnen über Deutschland, häufig über Militäranlagen, LNG-Terminals 
und Rüstungsbetrieben.2

Drohnenabwehr im Inland ist primär Polizeiaufgabe. Die Bundeswehr kann nur unter 
engen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen (Amtshilfe, Katastrophennotstand) 
unterstützen; ein im Januar 2025 im Bundeskabinett beschlossener Vorstoß3 zur 
Erweiterung der Befugnisse im Luftsicherheitsgesetz zielte auf eng begrenzte 
Ausnahmen. 
Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius hat in diesem Kontext darauf hingewiesen, 
dass die Bundeswehr nicht für die Überwachung zivilen Territoriums oder von 
Straßenverbindungen in Deutschland zuständig ist, und die Abwehr unbemannter 
Systeme im Inland daher nicht im Aufgabenportfolio der Streitkräfte liegt; zugleich 

1 Vgl. https://www.wiwo.de/politik/deutschland/geheimdienste-putins-drohnen-spionage-mitten-in-
deutschland/100151058.html 
2 Vgl. https://www.spiegel.de/panorama/justiz/vertraulicher-bka-bericht-polizei-zaehlt-536-verdaechtige-
drohnen-binnen-drei-monaten-a-c420681d-6ef7-4add-85d8-fb0bb33403ef. 
3 Vgl. https://augengeradeaus.net/2025/01/bundeswehr-soll-bei-gefahr-drohnen-in-amtshilfe-abschiessen-
duerfen/?utm_source=chatgpt.com. 

An die Vorsitzende des 
Innenausschusses  

Angela Erwin MdL 
Platz des Landtags  
40221 Düsseldorf 

FDP-Landtagsfraktion NRW I Platz des Landtags 1 I 40221 Düsseldorf
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schilderte er die technischen Zuordnungsprobleme („Katz-und-Maus-Spiel“) zwischen 
Drohnenentwicklern und Abwehrmaßnahmen.4

Die Landesregierung hat dargelegt5, dass die nordrhein-westfälische Spionageabwehr 
seit Beginn des russischen Angriffskrieges ein erheblich gestiegenes Meldeaufkommen 
zu Drohnenüberflügen, insbesondere an militärischen Liegenschaften und Anlagen der 
Kritischen Infrastruktur, registriert. Die Möglichkeit staatlich initiierter Interessen – auch 
mit Blick auf Russland – wurde als grundsätzlich plausibel bezeichnet, zugleich aber 
festgehalten, dass bis dahin keine eindeutige Attribuierung gegenüber Russland oder 
anderen ausländischen Nachrichtendiensten möglich gewesen sei. 
Angesichts der inzwischen öffentlich diskutierten, überregionalen Entwicklungen stellt 
sich drängender denn je die Frage nach der spezifischen Lage in Nordrhein-Westfalen. 
Wenn Medien unter Berufung auf westliche Sicherheitskreise berichten, dass Drohnen in 
Deutschland Routen und Knotenpunkte überwachen, und wenn zugleich der 
Verteidigungsminister feststellt, dass die Bundeswehr für solche Lagen im Inland nicht 
zuständig ist, verschiebt sich die Erwartungslast auf die Innenbehörden, die Polizeien 
der Länder, die Betreiber Kritischer Infrastrukturen und die Luftsicherheitsbehörden.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um schriftlichen Bericht, der sich 
unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wie hat sich die Zahl der Drohnensichtungen in Nordrhein-Westfalen seit dem 
letzten Bericht entwickelt? (Bitte Differenzierung nach Art der betroffenen Objekte 
(militärische Liegenschaft/KRITIS-Anlage/etc.), Kreispolizeibehörde, getroffenen 
Maßnahmen, etwaige Feststellungen zur Urheberschaft) 

2. Hat sich in der Vorgehensweise der Drohnen etwas geändert? (etwa 
Zeitkorridore, Bezüge zu bestimmten Örtlichkeiten, elektromagnetische 
Begleitphänomene wie GPS-Jamming/Spoofing) 

3. Liegen zwischenzeitlich Erkenntnisse vor, die eine russische Urheberschaft  
nachweisen oder wahrscheinlich erscheinen lassen? 

4. Welche spezifischen Reaktions- und Präventionskonzepte wurden 
zwischenzeitlich in welchem Sektor umgesetzt? 

5. Welche Erkenntnisse bestehen über die technische Ausstattung der gesichteten 
Drohnen? (etwa hinsichtlich Technik zur Telekommunikationsaufklärung, 
optischer Aufklärung, etc.)  

2. Mehrfach-Nationalitäten in der Kriminalstatistik 

Ausweislich der Berichterstattung6 hat das Ministerium des Innern mit Erlass rückwirkend 
zum 01.07.2025 angeordnet, dass bei der statistischen Erfassung in der nordrhein-
westfälischen Kriminalstatistik künftig Mehrfach-Nationalitäten von Verdächtigen und 
Opfern ausgewiesen werden sollen. 
Minister Reul erklärte diese Neuerung damit, dass mehrere Staatsangehörigkeiten auch 
Hinweise auf Anhaltspunkte einer Fluchtgefahr im Rahmen der Prüfung von Haftgründen 
für die Untersuchungshaft sein könne und ließ sich mit dem Satz „Wer die Realität sehen 
will, muss sie auch messen.“ zitieren.7

4 Vgl. https://www.tagesschau.de/inland/medienberichte-russland-spionage-deutschland-100.html. 
5 Vgl. Vorlage 18/3507. 
6 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article68b030235d3e123a945ae204/erlass-von-cdu-minister-reul-
nrw-weist-mehrfach-nationalitaeten-in-kriminalstatistik-aus-gruene-kritisieren-populismus.html 
7 Ebd. 
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Scharfen Widerspruch erhält der Innenminister vom Koalitionspartner, dort heißt es in 
einer Stellungnahme der innenpolitischen Sprecherin der Grünen, dass der Erlass 
„keinerlei Erkenntnisgewinn für die Arbeit der Polizei“ bringe und „aufs Konto der völkisch 
denkenden AfD“ einzahle, diese Art der Darstellung sei Populismus.8

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um schriftlichen Bericht, der sich 
unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Was waren die Gründe für den Erlass zur Erfassung von Mehrfach-Nationalitäten 
in der Kriminalstatistik außerhalb eines abgestimmten Vorgehens der 
Innenministerkonferenz? 

2. Wie bewertet die Landesregierung die genannten Zitate der innenpolitischen 
Sprecherin der Grünen? 

3. Wie ist das Zitat von Minister Reul „Wer die Realität sehen will, muss sie auch 
messen.“ zu verstehen? 

4. Aufgrund welcher wissenschaftlicher Erkenntnis lassen sich aus der 
Staatsangehörigkeit Anhaltspunkte für eine Fluchtgefahr herleiten? 

5. Mit welchem konkreten Präventionsansatz verbindet die Landesregierung die 
Ausweisung von Mehrfach-Nationalitäten in der Kriminalstatistik? 

3. Polizistin unter Spionageverdacht

Ausweislich der Berichterstattung des KStA vom 11.07.2025 steht eine Kölner Polizistin 
unter Verdacht, dem türkischen Generalkonsulat Informationen zur kurdischen 
Arbeiterpartei PKK aus dem Polizeicomputer geliefert zu haben. 
Gegen eine weitere Beschuldigte, die Mitarbeiterin des türkischen Generalkonsulates 
sein soll, laufe ein Ermittlungsverfahren der Bundesanwaltschaft wegen des 
Anfangsverdachts der Spionage. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um schriftlichen Bericht, der sich 
unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung hinsichtlich des dargestellten 
Sachverhaltes? 

2. In wie vielen Fällen konnten in den Jahren 2022 bis 2025 Zugriffe auf polizeiliche 
Daten festgestellt werden, die nicht dienstlich veranlasst waren? 

3. In wie vielen Fällen konnten in den Jahren 2022 bis 2025 die Weitergabe von 
nicht-öffentlichen Daten aus staatlichen Datenbanken festgestellt werden? 

4. In wie vielen Fällen wurden in den Jahren 2022 bis 2025 gegen Bedienstete des 
öffentlichen Dienstes wegen einer Tätigkeit für eine fremde Macht ermittelt? 

5. Welche Maßnahmen werden unternommen, um den Abfluss sensibler Daten aus 
den staatlichen Datenbanken zu verhindern? 

Mit freundlichen Grüßen 

Marc Lürbke MdL 

8 Ebd. 
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Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung von schriftlichen Berichtenen für die Sitzung des Innenausschusses 

am 1111.09.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses am 
1111.09.2025 folgende schriftliche Berichte:

I.I. Welche deutschen oder europäischen Alternativen gibt es zur Analyse-Software des 

Unternehmens Palantir und wie ernsthaft werden diese Alternativen für eine 

Verwendung geprüft?

Die Analyse-Software Gotham des US-Unternehmens Palantir, die auch von der nordrhein-

westfälischen Polizei genutzt wird, ist stark umstritten. Kritiker warnen vor einer potenziellen 

Abhängigkeit von einem Unternehmen, dessen Gründer, Großaktionär und 

Verwaltungsratsvorsitzender Peter Thiel ist. Dieser gilt als langjähriger Unterstützer und 

finanzieller Förderer von US-Präsident Donald Trump sowie seines Vize JD Vance. Er fiel 

bereits häufig durch Verschwörungsideen und seine Abneigung gegen Demokratie als 

Staatsform auf. 

Bisher wurde der Einsatz von Palantirs Software bei der Polizei im Wesentlichen damit 

begründet, dass derzeit kein vergleichbar leistungsfähiges alternatives Produkt auf dem Markt 

existiere. Nach jüngsten Medienberichten (Tagesschau vom 20.08.2025; Wirtschaftswoche

0101.09.2025
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vom 26.08.2025) gibt es mittlerweile jedoch auch technisch ausgereifte Alternativen von 

heimischen Unternehmen. 

SoSo sei bereits 2023 ein Konsortium (NaSa) aus sieben deutschen Unternehmen aus dem 

Bereich IT-Sicherheit und Software gegründet worden und habe Konzepte sowie einen 

konkreten Zeitplan für eine Alternative zur Software von Palantir vorgelegt. Das Projekt sei 

jedoch gescheitert, weil weder auf Länder- noch auf Bundesebene ein Auftrag vergeben 

worden sei.

Inzwischen sollen nach den Presseartikeln zudem auch weitere deutsche Anbieter -
beispielhaft aufgeführt werden die Firmen One Data, Secunet und Almato - KIKI-basierte 
Analysewerkzeuge ananbieten, die komplexe Datenquellen verknüpfen und auf europäischem 
Datenschutz basieren. Diese Systeme seien mittlerweile ähnlich leistungsfähig wie Palantir 
oder könnten in kurzer Zeit angepasst werden, um spezifische Anforderungen der Polizei zu 
erfüllen und einen vergleichbaren Leistungsstand zu erreichen. In den Presseartikeln wird die 
Vermutung aufgestellt, dass Palantirs Vorrang offensichtlich nicht allein aus technischen 
Gründen zurückzuführen seien, sondern auch auf einen mangelnden politischen Willen, 
alternative Lösungen ernsthaft zu prüfen und konkurrenzfähige heimische High-Tech-
Produkte in Erwägung zu ziehen. Ausschreibungen würden demnach oft so formuliert - z.B. 

beim entsprechenden bayerischen 
Vergabeverfahren - dass sie praktisch nur auf Palantir hinausliefen.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht und 
insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

1.1. Welche Kenntnisse hatte die Landesregierung in der Vergangenheit und welche 

verfügt sie aktuell über die in Presseartikeln dargestellten potenziellen Alternativen 

zur Palantir-Software, und wie bewertet sie diese?

2.2. Welche konkreten Schritte unternimmt die Landesregierung aktuell, um alternative 
Angebote aus Deutschland bzw. aus anderen europäischen Ländern für die Palantir-
Software zu prüfen bzw. zu erwerben und so das auf der letzten 
Innenministerkonferenz bekräftigte Ziel der digitalen Souveränität beim Einsatz 
polizeilicher Analysesoftware zu erreichen?

3.3. Welche konkreten Vergabekriterien wurden bislang in Nordrhein-Westfalen für die 
Beschaffung der polizeilichen Analyse-Software angewendet, und wie waren diese 
Kriterien jeweils formuliert bzw. ausgestaltet?
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4.4. Welche Maßnahmen ergreift Nordrhein-Westfalen, um potenzielle Verzerrungen 

zugunsten von Palantir bei Ausschreibungen zu vermeiden, wie sie nach den 

Medienberichten beispielsweise in Bayern vorgekommen sein sollen?

II. Nennung von Mehrfachstaatsbürgerschaften in der Polizeilichen Kriminalstatistik

Nach Presseberichten vom 27.08.2025 will Nordrhein-Westfalen als erstes Bundesland 

künftig auch Mehrfach-Staatsangehörigkeiten von Verdächtigen und Opfern in der 

Polizeilichen Kriminalstatistik ausweisen. Ein entsprechender Erlass soll die geänderte 

Auswertung rückwirkend ab dem 01.1.07.2025 vorsehen. An das Bundeskriminalamt soll 

demnach allerdings gemäß bundeseinheitlicher Richtlinien weiterhin nur eine 

Staatsangehörigkeit übermittelt werden.

Innerhalb der schwarz-grünen Regierungskoalition hat der Vorstoß von Innenminister Reul 

nach den Berichten zu großen Differenzen zwischen den Koalitionspartnern geführt. So 

wurde die innenpolitische Sprecherin der Grünen Julia Höller mit den Worten zitiert, der 

Erlass sei Populismus. Er keinerlei Erkenntnisgewinn für die Arbeit der Polizei und 

zahlt ein aufs Konto der völkisch denkenden AfD

Wir bitten in diesem Zusammenhang um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung. 
Dabei bitten wir insbesondere um Beantwortung folgender Fragen: 

1.1. Wie lautet der genaue Wortlaut des Erlasses?

2.2. Warum geht Nordrhein-Westfalen mit der angekündigten Praxis einen bundesweiten 
Alleingang?

3.3. Wie bewertet Innenminister Reul die Kritik, dass dieses Vorgehen kriminalpolitisch 
keinen Erkenntnisgewinn bringt und Menschen mit doppelter Staatsangehörigkeit zu 
Deutschen zweiter Klasse abstempelt?

4.4. Wie geht die Landesregierung mit den offensichtlichen erheblichen Differenzen 

zwischen den Koalitionspartnern in dieser Frage um?
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III. Was unternimmt die Landesregierung gegen illegale Autorennen? 

Nach einem Bericht der Rheinischen Post vom 15.08.2025 steigt seit Jahren die Zahl 
illegaler Autorennen in Nordrhein-Westfalen. Die Zeitung beruft sich dabei auf eine 
Statistik des NRW-Innenministeriums. 

Allein im ersten Halbjahr hat die Polizei in Nordrhein-Westfalen demnach 1.252 illegale 
Autorennen festgestellt. Es gab 320 Unfälle und zwei Menschen wurden getötet.

Im Jahr 2024 registrierte die Polizei nach diesen Angaben insgesamt 2.270 illegale 
Autorennen und 578 Unfälle. 15 Menschen waren in Folge der Rennen getötet worden. 
Dies sei der höchste Wert seit 2017 gewesen. 

Wir bitten die Landesregierung diesbezüglich um einen schriftlichen Bericht und 
insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

1.1. Welche hauptsächlichen Ursachen werden von der Landesregierung für illegale 
Autorennen identifiziert?

2.2. Welche typischen Täterprofile zeigen sich laut verfügbaren Daten?

3.3. Welche Rolle spielt Alkohol- oder Drogenkonsum bei den Tätern bzw. Teilnehmern 

illegaler Rennen?

4.4. Wie werden Risikogebiete oder Hotspots für illegale Rennen identifiziert und überwacht?

5.5. Wie bewertet die Landesregierung die Wirksamkeit bisheriger Präventions- und 

Repressionsmaßnahmen (z. B. Kontrollen, Aufklärung, technische Maßnahmen) im 

Kontext der gemeldeten Zahlen?

6.6. Welche konkreten weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung in Reaktion auf den 

Anstieg illegaler Autorennen, und welche Zeitpläne liegen dafür vor?
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IV. Schießerei in der Gelsenkirchener Innenstadt

Vor einem geschlossenen Restaurant an der Hauptstraße in der Innenstadt sind nach
Presseberichten am 21.07.2025 Schüsse gefallen. Ein 39-jähriger Mann soll dabei auf offener 
Straße von drei Kugeln niedergestreckt worden sein. Er kam schwer verletzt ins Krankenhaus
und musste notoperiert werden.

Wir bitten um einen schriftlichen Bericht über die Hintergründe des Vorfalls.

V.V. Aktuelle Drop-outut-Quote bei der Polizei und Anpassung der Ausbildungskapazitäten 

an die gestiegenen Einstellungszahlen

Nach einer Pressemitteilung von Innenminister Reul vom 31.08.2025 beginnen im September 
erneut mehr als 3.000 Frauen und Männer ihre Ausbildung bei der nordrhein-westfälischen 
Polizei. Insgesamt haben sich demnach für den kommenden Jahrgang mehr als 10.500 bei der 
Polizei Menschen beworben. 

Trotz dieser positiven Zahlen zeigte die Entwicklung in den vergangenen Jahren, dass nach der 
Ausbildung viel zu wenige Kräfte in den Dienststellen ankommen. So weist der 
Landesvorsitzende deder Gewerkschaft der Polizei (GdP), Patrick Schlüter, in einem Interview 
mit der Rheinischen Post vom 01.09.2025 darauf hin, dass die Abbrecherquote nach wie vor 
viel zu hoch sei. Zudem habebe man es bei den Einstellungen versäumt, die 
Ausbildungskapazitäten an die erhöhten Einstellungszahlen anzupassen. Man stelle zwar 
3.000 junge Menschen ein, habe aber nur Lehrkräfte, Platz und Ausstattung für etwa 2.500 bis 
2.600 Personen. Trainingsgruppen in der Ausbildung würden immer größer. Sie seien in den 
vergangenen Jahren von zehn auf bis zu 16 Mitglieder gewachsen. Das führe zum Beispiel 
dazu, dass nicht alle in einer Gruppe auch alle Rollenspiele durchlaufen könnten. Für die 
Übungen fehle teils Ausstattung, wie etwa Funkgeräte. Bei den Behördenpraktika hätten 
früher ein Anwärter oder eine Anwärterin mit zwei erfahrenen Kollegen im Streifenwagen 
gesessen. Heute säßen teilweise drei Anwärter mit ein oder zwei Kollegen im Wagen. Darunter 
leide die Praxiserfahrung.

Wir bitten diesbezüglich um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung. Wir bitten 
insbesondere um Beantwortung folgender Fragen: 
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1.1. Wie hoch ist die aktuelle Abbrecher- und Durchfallquote bei der nordrhein-
westfälischen Polizei (bitte aufschlüsseln nach den jeweiligen Gründen für den Abbruch 
der Ausbildung)?

2.2. Welche Auswirkungen hat die aktuelle Situation bei der Abbrecher- und Durchfallquote 

auf die zukünftige Polizeistärke in Nordrhein-Westfalen? 

3.3. Durch welche konkreten Maßnahmen will die Landesregierung gewährleisten, dass die 
steigenden Ausbildungszahlen tatsächlich zu einer spürbaren personellen Verstärkung 
in den Dienststellen führen und nicht durch Ausbildungsabbrüche und durch 
unzureichende Ausbildungskapazitäten relativiert werden?

4.4. Inwiefern sieht die Landesregierung verschärfte Auswirkungen auf die 
Personalgewinnung bei der nordrhein-westfälischen Polizei aufgrund deder 
bevorstehenden verstärkten Rekrutierungsmaßnahmen der Bundeswehr, insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass die Bundeswehr nun alle 18-jährigen anschreiben und 
attraktive Rahmenbedingungen anbieten möchte?

VI. -Kriegs-

AmAm 30.08.2025 kam eses nach Presseberichten imim Rahmen eines - inin
der Kölner Innenstadt zuzu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und
Demonstranten. Die Versammlung des Bündnisses "Rheinmetall entwaffnen" soll nach 
Angaben der Polizei aufgrund von Angriffen auf Polizistinnen und Polizisten sowie
wiederholten Verstößen gegen das Versammlungsrecht gestoppt worden sein. 
Einsatzkräfte hätten Reizgas und Schlagstöcke eingesetzt, um Angriffe zu unterbinden. In 
einem Begleitfahrzeug sollen nach Polizeiangaben zudem Brennspiritus und Gasflaschen 
gefunden worden sein. Beamte, die ein Auto kontrollieren wollten, seien zu Boden 
gestoßen worden. Unter den Demonstranten sollen viele Teilnehmer eines Aktionscamps 
gewesen sein, die in den Tagen zuvor in Köln die SPD-Parteizentrale, ein Lager des 
Motorenherstellers Deutz AG und eine Bundeswehr-Kaserne blockiert hatten. Insgesamt 
seien zwei Personen in Gewahrsam genommen und 13 Polizisten verletzt worden. Nach 
Angaben eines Sprechers der Demonstrierenden sollen rund 150 Teilnehmende der Demo 
verletzt worden sein. Die an der Demonstration als Parlamentarische Beobachterin 
teilnehmende Linken-Bundestagsabgeordnete Lisa Schubert soll der Polizei vorgeworfen 
haben, dass auch sie selbst von Beamten angegriffen worden sei. Als Reaktion auf diese 
Aussage hat die Polizei Köln nach den Presseberichten Strafanzeige gegen sich selbst
gestellt. 
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Wir bitten die Landesregierung diesbezüglich um einen schriftlichen Bericht. Wir bitten in 
diesem Zusammenhang insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

1.1. Welche Organisationen, Gruppen oder Parteien nahmen an der Demonstration teil, und 
waren darunter auch Organisationen bzw. Gruppierungen aus dem extremistischen 
Spektrum vertreten?

2.2. Wie viele Einsatzkräfte waren vor Ort im Einsatz und welche konkreten 

einsatztaktischen Maßnahmen wurden ergriffen?

3.3. Wie war der konkrete Ablauf der Ereignisse und welche Straftaten bzw. Verstöße gegen 

das Versammlungsrecht werden den Demonstrierenden konkret vorgeworfen bzw. 

welche Vorwürfe werden den Polizeikräften gegenüber erhoben?

4.4. Wie viele Polizistinnen und Polizisten sowie Demonstrierende wurden insgesamt 

verletzt und welcher Art waren die Verletzungen? 

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann

Landtag Nordrhein-Westfalen
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